Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drudesache V/ 897 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die Zeit vom 28. Juni bis 29. Juli 1966 
sowie die dazu erteilten schriftlichen Antworten 


I. Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


I. 1. Abgeordneter Hat Staatssekretär von Hase in einer Presse- 

Dr. Häfele konferenz den Entzug der den französischen 

Truppen bisher verfügbaren amerikanischen 
Atombomben mit den Worten kommentiert: 
„Keine Sprengköpfe für Querköpfe"? 


I. 2. Abgeordneter 

Dr. Häfele 


Wie beurteilt die Bundesregierung bejahen- 
denfalls die Äußerung des in Frage 1/1 ge- 
nannten Beamten? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs von Hase 
vom 14. Juli 1966 

In der Pressekonferenz am Freitag, dem 1. Juli 1966, wurden u. 
a. von Journalisten mehrere Fragen zu der angeblichen Absicht 
der Amerikaner, den französischen Truppen bisher verfügbare 
amerikanische Atomsprengköpfe zu entziehen, von dem Sprecher 
des Bundesministeriums der Verteidigung, Oberst Viebig, beant- 
wortet. Es trifft zu, daß ich dabei die scherzhaft gemeinte Be- 
merkung gemacht habe: „Die Sache läßt sich auf die kurze 
Formel bringen: Keine Sprengköpfe für Querköpfe!" Entspre- 
chend reagierten die Teilnehmer der Pressekonferenz nach dem 
stenografischen Protokoll der Pressekonferenz mit Lachen. Eine 
Journalistin stellte darauf die ebenfalls nicht ernstgemeinte 
Zusatzfrage: „Ist dadurch geklärt, daß die Franzosen oder die 
Amerikaner Querköpfe sind?", die ich mit den Worten beant- 
wortete: „Nein, das ist ein humoristischer Beitrag!" 

Allen Teilnehmern der Pressekonferenz war klar, daß meine 
Bemerkung nur ein Wortspiel nicht aber eine politische Aussage 
sein sollte und konnte. 

Im allgemeinen wird über Bemerkungen dieser Art von den 
Mitgliedern der Bundespressekonferenz nicht oder nur mit ent- 
sprechendem Hinweis berichtet. Ich bedauere, daß in den wenigen 
Veröffentlichungen, die über dieses Wortspiel berichteten, die 
Tatsache, daß es sich nur um eine scherzhafte Bemerkung han- 
delte, nicht genügend zum Ausdruck kam. 
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II. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 

Abgeordneter Wann können die Gemeinden Sternberg und 
Dr. Stammberger Zimmerau im Grabfeldgau mit der Auszah- 
lung eines Zuschusses von 30 000 DM für den 
Bau eines Aussichtsturmes rechnen, die ihnen 
der Bundesminister für gesamtdeutsche Fra- 
gen bei der Zonengrenzfahrt des Gesamt- 
deutschen Ausschusses vor der Bundestags- 
wahl öffentlich zugesagt hat? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Krautwig 
vom 1. August 1966 

Die den Gemeinden Sternberg und Zimmerau für den Bau 
eines Aussichtsturmes in Aussicht gestellte Bundeszuwendung 
wird gezahlt werden, sobald die sonstigen Voraussetzungen 
gegeben sind. Noch ist ein Zuschußantrag mit detailliertem 
Kosten- und Finanzierungsplan nicht vorgelegt worden. 


III. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

III. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
Dr. Jahn Pädagogen im Ausland deutschen Sprachun- 

(Braunschweig) terricht geben? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Carstens 
vom 1. August 1966 

Das Auswärtige Amt vermittelt zur Zeit 1 21 1 deutsche Lehrer 
und Kindergärtnerinnen an Auslandsschulen. Ihre Hauptaufgabe 
ist es, die Sprachkenntnisse deutscher Schüler zu festigen und 
Schüler nichtdeutscher Muttersprache in den Gebrauch des Deut- 
schen einzuführen. 

Darüber hinaus fördert das Auswärtige Amt Sonnabendschulen 
in den USA, Kanada und Australien, um Kindern deutscher 
Einwanderer, die keine deutsche Schule besuchen können, zu- 
sätzlich deutschen Unterricht zu geben. In den Sonnabend- 
schulen sind rund 350 Lehrkräfte tätig. 

Im Rahmen des deutschen Sprachunterrichts für Erwachsene 
sind nach dem Stand vom 31. Dezember 1965 folgende Lehrkräfte 


tätig: 

Entsandte Institutsleiter und Dozenten 

des Goethe-Instituts: 231 

Ortskräfte an den deutschen Kulturinstituten 

hauptamtlich: 102 

nebenamtlich: 675 

Lehrkräfte an Institutionen, die einen Lehrauftrag des 
Goethe-Instituts erhalten haben: 198 

Lehrkräfte für Deutschkurse, die von den deutschen Kultur- 
instituten im Ausland betreut werden: 35. 


Auf dem Hochschulsektor sind für den deutschen Sprachunter- 
richt tätig (entsandte und deutscherseits teilweise oder ganz 
entlohnte Kräfte): 

214 Lektoren 
12 Professoren. 
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Im Rahmen des Assistenten- und Lehreraustausches arbeiten 
knapp 1000 Personen im Ausland, vorwiegend in Frankreich, 
Großbritannien und den USA. Bei den rund 900 Assistenten han- 
delt es sich meist um Studenten höherer Semester und Studienre- 
ferendare, die für je ein Jahr an einer ausländischen Schule hospi- 
tieren und Deutschunterricht erteilen. Die rund 80 Lehrer dage- 
gen gehen nur für wenige Monate an ausländische Schulen. 

Neben den von deutscher Seite entsandten, angestellten oder 
unterstützten Lehrern gibt es in vielen Ländern einheimische 
Pädagogen, die an Schulen, Hochschulen und sonstigen Institu- 
tionen Deutschunterricht erteilen. Zahlenmaterial darüber steht 
nur in vereinzelten Fällen zur Verfügung, so daß kein um- 
fassender Überblick gegeben werden kann. 


III. 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Ein- 
Meister ladung eines Bürgervereins der Presseattache 

G. J. Wladimirow in Begleitung des Bot- 
schaftssekretär J. Schtscherbakow von der 
Botschaft der UdSSR am 23. Juni 1966 in Pforz- 
heim in einer öffentlichen Versammlung ge- 
sprochen hat? 


III. 3. Abgeordneter 

Meister 


Sind den Mitgliedern der Deutschen Mission 
in Moskau die gleichen — wie in Frage III/2 
erwähnten — Freiheiten eingeräumt? 


III. 4. Abgeordneter 
Meister 


Was gedenkt die Bundesregierung bei Ver- 
neinung der Frage III/3 zu tun, um die Gleich- 
stellung zu gewährleisten? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Carstens 
vom 28. Juli 1966 

Reisen von Angehörigen der Botschaft der UdSSR in der Bun- 
desrepublik Deutschland müssen entsprechend einer für Ange- 
hörige ausländischer Missionen in Moskau geltenden Regelung 
dem Auswärtigen Amt vorher notifiziert werden, sofern sie in 
Orte führen, die mehr als 40 km von Bonn entfernt sind. Diese 
Bestimmung ist auch bei der Reise der beiden genannten Bot- 
schaftsangehörigen nach Pforzheim beachtet worden. 

Angesichts der in der Bundesrepublik Deutschland geltenden 
Meinungs- und Versammlungsfreiheit hat die Bundesregierung 
keine gesetzliche Möglichkeit, deutsche Gruppen oder Vereine 
daran zu hindern, Mitglieder der sowjetischen Botschaft als Red- 
ner einzuladen. Dieses Grundrecht kann nur solchen Vereini- 
gungen gegenüber eingeschränkt werden, die in den Rahmen 
des durch das Bundesverfassungsgericht gefällten Urteils über 
das Verbot der kommunistischen Partei fallen. 


III. 5. Abgeordneter Treffen Zeitungsmeldungen zu, wonach die 
Müller (Worms) Bundesregierung zwar die Einfuhr von Zucker 
und Tabak aus Rhodesien untersagt hat, aber 
weiterhin die Einfuhr von Asbest, Chrom und 
Eisenerz zuläßt? 
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Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Carstens 
vom 1. August 1966 

Die Bundesregierung hat nicht nur die Einfuhr von Zucker lind 
Tabak laut ihrem Beschluß vom 15. Dezember 1965 untersagt, 
sondern darüber hinaus mit weiterem Beschluß vom 24. Februar 
1966 auch die Einfuhr von Roheisen, Ferrochrom und Ferrosili- 
ziumchrom aus Südrhodesien verboten. Für die Einfuhr von 
Asbest und Kupfer wurden bisher aus Versorgungsgründen 
Einfuhrbeschränkungen nicht erlassen. 

III. 6. Abgeordneter Falls die in Frage III/5 erwähnten Meldun- 
Müller (Worms) gen zutreffend sind, erhebt sich die Frage, 
warum die Bundesregierung diese Importe zu- 
läßt und welche Maßnahmen sie in Zukunft 
zu treffen gedenkt? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Carstens 
vom 1. August 1966 

Durch Beschluß der Bundesregierung vom 18. Mai 1966 wurde 
in Ergänzung der bisherigen Maßnahmen die Genehmigungs- 
pflicht für alle Einfuhren aus Südrhodesien angeordnet. Damit 
soll eine Durchlöcherung der von britischer Seite verhängten 
wirtschaftlichen Sanktionen gegen Südrhodesien, denen sich die 
früheren Handelspartner Südrhodesiens in der westlichen Welt 
weitgehend angeschlossen haben, verhindert werden. Die ent- 
sprechende Rechtsverordnung wurde aufgrund eines Beschlusses 
der Bundesregierung vom 6. Juli 1966 im Bundesanzeiger vom 
16. Juli 1966 Nr. 130 veröffentlicht. Im Rahmen dieser allgemeinen 
Genehmigungspflicht kann bei politischer Notwendigkeit die 
Einfuhr weiterer Produkte aus Südrhodesien beschränkt oder 
verboten werden. 

Für die Einfuhr von Kupfer wurde in Übereinstimmung mit 
Großbritannien wegen der Versorgungslage auf dem Weltmarkt 
bisher eine Beschränkung nicht erlassen. Auch eine Einfuhrbe- 
schränkung für Asbest wurde noch nicht verhängt, da durch eine 
derartige Maßnahme im wesentlichen deutsche Klein- und Mittel- 
betriebe betroffen werden. 

III. 7. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Dr. Marx kommunistischen Propaganda der letzten Zeit 

(Kaiserslautern) verstärkt aufgetretenen und mit Details ausge- 
statteten Berichte, wonach „Bundeswehrsol- 
daten", „westdeutsche Söldner" oder „west- 
deutsche Staatsangehörige" bei den Kämpfen 
in Vietnam beteiligt und einige von ihnen da- 
bei gefallen seien? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Carstens 
vom 2. August 1966 

Die trotz zahlreicher Dementis ständig verbreiteten kommu- 
nistischen Nachrichten über den angeblichen Einsatz deutscher 
Soldaten in den Kämpfen in Vietnam sind Beispiele der Ver- 
leumdungskampagne des Ostblocks gegen die Bundesregierung. 

Die deutsche Hilfe für Südvietnam beschränkt sich auf humani- 
täre Maßnahmen für die Zivilbevölkerung einschließlich der 
Projekte einer Entwicklungshilfe, die dem sozialen und wirt- 
schaftlichen Aufbau des Landes und besonders der Flüchtlings- 
betreuung dienen soll. An militärischen Maßnahmen beteiligt sich 
die Bundesrepublik Deutschland nicht — auch nicht in getarnter 
Form. 
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Anderslautende Behauptungen wurden von der Bundesregie- 
rung wiederholt richtiggestellt. So stellte der Sprecher der Bun- 
desregierung, Staatssekretär von Hase, erst am 25. Juli 1966 in 
einer Stellungnahme zu einem „Prawda"-Artikel erneut fest: 
„Die Bundesrepublik leistet in Südvietnam keine militärische 
Hilfe, weder direkt noch indirekt. In Saigon sind bei der deut- 
schen Botschaft lediglich zwei Militärs stationiert, der Militär- 
attache Oberstleutnant Tzschachel und sein Gehilfe, Major Stein." 

III. 8 . Abgeordneter Welche Auswirkungen auf die z. Z. laufenden 
Dröscher Verhandlungen über eine Verbesserung der 

Rechtsstellung der Arbeitnehmer bei den Sta- 
tionierungsstreitkräften ergeben sich aus der 
Veränderung der vertraglichen Stellung der 
französischen Streitkräfte im Bundesgebiet? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Carstens 
vom 4. August 1966 

Die Verhandlungen zwischen der Bundesregierung und der 
französischen Regierung über den Aufenthalt und die Rechts- 
stellung der französischen Streitkräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland sind noch nicht abgeschlossen. 

über den Stand und das Ergebnis der schwebenden Verhand- 
lungen kann die Bundesregierung aus wohlverständlichen Grün- 
den keine weitere Mitteilung machen. 

III. 9. Abgeordneter Bis wann ist endlich damit zu rechnen, daß die 

Biechele im November 1964 Unterzeichneten Verträ- 

ge über die Einbeziehung der Gemeinde Bü- 
singen in das schweizerische Zollgebiet und 
über die Bereinigung der Grenze zwischen 
Konstanz und Neuhausen (Rheinfall) den deut- 
schen gesetzgebenden Körperschaften zur par- 
lamentarischen Behandlung vorgelegt werden, 
nachdem die Eidgenössischen Räte den Ver- 
trägen schon im Dezember 1965 zugestimmt 
haben? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Carstens 
vom 5. August 1966 

Die Bundesregierung hat den Gesetzesentwürfen zu den beiden 
Verträgen am 13. Juli 1966 zugestimmt. Die Vorlagen werden 
nunmehr den gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet. 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

IV. 1. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Dr. Jahn das Sittendezernat des Bundeskriminalamtes, 

(Braunschweig) das auf Grund hoffnungsloser „Unterbeset- 
zung" nicht mehr in der Lage ist, die Sitten- 
kriminalität wirksam zu bekämpfen (Frank- 
furter Allgemeine Zeitung vom 24. Juni 1966), 
voll arbeitsfähig zu machen? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 29. Juli 1966 

Ich habe bereits in der schriftlichen Antwort vom 30. Juni 1966 
auf die Mündliche Anfrage des Herrn Abgeordneten Picard den 
Vorwurf zurückgewiesen, daß das Bundeskriminalamt auf Grund 
hoffnungsloser Unterbesetzung nicht mehr in der Lage sei, die 
Sittenkriminalität wirksam zu bekämpfen. Die Sachbearbeitung 
des Bundeskriminalamtes war, wie ich im einzelnen ausgeführt 
habe, ordnungsgemäß. Wegen der Einzelheiten des Sachverhalts 
verweise ich auf die Anlage 15 des Stenografischen Berichts 
über die 54. Sitzung des Deutschen Bundestages, Seite 2635/36. 

Am 1. Juni 1966 waren die 10 Beamtenstellen des Referats 
„Sittlichkeitsverbrechen" des Bundeskriminalamtes mit 9 Beam- 
ten des Allgemeinen und Leitenden Dienstes besetzt. Die Plan- 
stellen des zu diesem Referat gehörenden Aufgabengebiets 
„Triebverbrechen" waren voll besetzt. Das Bundeskriminalamt 
ist von mir bereits vor längerer Zeit darauf hingewiesen worden, 
daß dieses Aufgabengebiet auch bei der angespannten Personal- 
lage des Amtes personell stets voll auszustatten ist. 


IV. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, elektronische 
Dr. Jahn Datenverarbeitungsmaschinen in ausreichen- 

(Braunschweig) dem Maße für die schnelle Auswertung von 
Verbrechen zu beschaffen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 29. Juli 1966 

Das Bundeskriminalamt überprüft in Zusammenarbeit mit den 
Landeskriminalämtern und der Datenverarbeitungsindustrie, wie 
elektronische Datenverarbeitungsanlagen zur Lösung kriminal- 
polizeilicher Aufgaben verwendet werden können. Der Präsident 
des Bundeskriminalamtes gehört einer entsprechenden Unter- 
kommission des Arbeitskreises „Öffentliche Sicherheit" der Stän- 
digen Konferenz der Innenminister/Senatoren der Länder an. 
Das Bundeskriminalamt steht weiterhin in einem ständigen In- 
formationsaustausch mit dem Generalsekretariat der INTERPOL 
in Paris und den der Organisation angeschlossenen ausländi- 
schen Polizeidienststellen, um auch auf dieser Ebene Lösungs- 
möglichkeiten nachzugeben. 

Um die Forschung und Erprobung zu fördern, habe ich außer- 
dem beim Bundeskriminalamt eine besondere Arbeitsgruppe 
„Elektronik" gebildet, die sich ausschließlich mit diesem Fragen- 
kreis beschäftigt. 

Falls die Prüfung ergibt, daß der Einsatz elektronischer Da- 
tenverarbeitungsanlagen die Lösung kriminalpolizeilicher Auf- 
gaben fördert, erleichtert oder beschleunigt, werde ich mich für 
die Verwendung solcher Anlagen einsetzen. 


IV. 3. Abgeordneter Wie sind die Ausführungen des Bundesinnen- 
Bading ministers (Bulletin Nr. 53 S. 414) zu verste- 

hen, in denen er über ein Jahr nach Erlaß des 
Raumordnungsgesetzes feststellt, es sei an der 
Zeit, die Vorstellungen des Gesetzes in die 
Praxis umzusetzen und dabei an Hand von 
Modellen die Realisierbarkeit vorher zu über- 
prüfen? 
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Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Ernst 
vom 29. Juli 1966 

Der im Bulletin Nr. 53 S. 414 vom 22. April 1966 im Anschluß 
an den Bericht über das 10. Mainauer Rundgespräch am 31. März 
und 1. April 1966 wiedergegebene Diskussionsbeitrag bezieht 
sich nicht auf die Verwirklichung der Raumordnung insgesamt, 
sondern nur auf Modellvorhaben für die Regionalplanung. Das 
ergibt der Zusammenhang der Ausführungen. Die Modellvor- 
haben können nur im Einvernehmen mit den Ländern durchge- 
führt werden. Die für die Raumordnung federführenden obersten 
Bundes- und Landesbehörden haben hierüber erste Gespräche 
geführt. 


IV. 4. Abgeordneter Wie hat die Bundesregierung dafür Sorge ge- 
Bading tragen, daß die Grundsätze der Raumordnung 

gemäß § 3 Abs. 1 des Raumordnungsgesetzes 
unmittelbar durch die Behörden des Bundes, 
die bundesunmittelbaren Planungsträger und 
im Rahmen der ihnen obliegenden Aufgaben 
die bundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
Anwendung finden? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Ernst 
vom 29. Juli 1966 

Die Koordination der raumwirksamen Maßnahmen des Bundes 
unter dem Gesichtspunkt der Raumordnung dient der Inter- 
ministerielle Ausschuß für Raumordnung. Der Ausschuß ist nach 
Inkrafttreten des Raumordnungsgesetzes und nach dem Über- 
gang der Raumordnung auf den Bundesminister des Innern be- 
reits zu mehreren Sitzungen zusammengetreten. 

In der Regel reicht indessen, wie die bisherigen Erfahrungen 
gezeigt haben, die Ressortbeteiligung nach Maßgabe der Ge- 
schäftsordnung der Bundesregierung aus, um die raumwirksamen 
Maßnahmen im Rahmen der allgemeinen Staatsaufgaben unter 
Berücksichtigung der Raumordnungsgrundsätze abzustimmen. 


IV. 5. Abgeordneter Zeigt die Durchführung des Raumordnungsge- 
Bading setzes im unmittelbaren Verantwortungsbe- 

reich des Bundeskanzlers befriedigende Ergeb- 
nisse und wird allgemein der Mitteilungs- 
und Auskunftspflicht gemäß § 10 dieses Geset- 
zes in vollem Umfang nachgekommen? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Ernst 
vom 29. Juli 1966 

Der Herr Bundeskanzler hat in der Regierungserklärung vom 
10. November 1965 für sich und die Bundesregierung die Not- 
wendigkeit und Bedeutung der Raumordnung besonders betont. 
Der Herr Bundeskanzler und die Bundesregierung werden 
ständig über Fragen der Raumordnung unterrichtet und mit 
ihnen befaßt. 
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Im Bereich des Bundes genügen die Bundesressorts ihrer Un- 
terrichtungspflicht weitgehend im Rahmen der Beteiligung des 
für die Raumordnung zuständigen Bundesministers nach der 
Geschäftsordnung der Bundesregierung. Soweit eine schriftliche 
Unterrichtung nicht ausreicht, dienen Sitzungen der für die Raum- 
ordnung bei dem Bund und bei den Ländern federführenden 
Abteilungsleiter u. a. auch der gegenseitigen Unterrichtung. Zur 
Zeit werden Verfahrensregeln vorbereitet. 

IV. 6. Abgeordneter In welche Länder kann der Besitzer eines Per- 
Dr. Mommer sonalausweises der Bundesrepublik Deutsch- 

land ohne Paß und Visum einreisen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 25. Juli 1966 

Der Inhaber eines gültigen Personalausweises der Bundesre- 
publik Deutschland kann ohne Paß und Sichtvermerk in folgende 
Staaten einreisen: 

a) Zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit und als Tourist: 

Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg und Niederlande. 

b) Als Tourist: 

Griechenland, Großbritannien, Irland, Monaco, Österreich, 
Schweiz (einschließlich Liechtenstein), Türkei, Spanien, Däne- 
mark, Norwegen, Schweden und Finnland. 

IV. 7. Abgeordneter In welche Länder kann der Besitzer eines Pas- 
Dr. Mommer ses der Bundesrepublik Deutschland ohne Vi- 

sum einreisen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 25. Juli 1966 

Der Inhaber eines gültigen Passes der Bundesrepublik Deutsch- 
land kann ohne Sichtvermerk (als Tourist) in folgende Staaten 
einreisen: Argentinien, Bolivien, Brasilien, Ceylon, Chile, Costa 
Rica, Dahome, Dominikanische Republik, Elfenbeinküste, El Sal- 
vador, Gabun, Honduras, Island, Jamaika, Japan, Kanada, Kolum- 
bien, Kongo (Brazzaville), Malawi, Malaysia, Malta, Marokko, 
Mexiko, Niger, Obervolta, Pakistan, Paraguay, Peru, Portugal, 
Sierra Leone, Singapur, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, 
Tunesien, Uganda, Uruguay, Zentralafrikanische Republik, Zy- 
pern. 

IV. 8. Abgeordneter Welche Länder verlangen mit oder ohne Ge- 
Dr. Mommer bühren ein Einreisevisum von deutschen 

Staatsangehörigen, obschon die Bundesrepu- 
blik Deutschland kein Einreisevisum von de- 
ren Staatsangehörigen verlangt? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 25. Juli 1966 

Folgende Staaten unterwerfen Inhaber von Pässen der Bun- 
desrepublik Deutschland dem Sichtvermerkszwang, obwohl ihre 
Staatsangehörigen (als Touristen) ohne Sichtvermerk in die 
Bundesrepublik Deutschland einreisen können: 

Afghanistan, Äthiopien, Australien, Birma, Burundi, Ecuador, 
Ghana, Guinea, Indien, Indonesien, Iran, Israel, Kamerun, Kenia, 
Laos, Liberia, Libyen, Madagaskar, Nepal, Neuseeland, Nigeria, 
Panama, Philippinen, Rwanda, Sambia, Sikkim, Somalia, Süd- 
afrika, Tansania, Thailand, Venezuela, Vereinigte Staaten von 
Amerika. 
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IV. 9. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 

Josten Deutsche Aero-Club noch mehr als bisher in 

seinen ca. 1400 luftsporttreibenden Vereinen 
für den Nachwuchs an Piloten und fliegertech- 
nischem Personal tun könnte? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Schäler 
vom 4. August 1966 

Bereits in der schriftlichen Antwort vom 1. Juli 1966 auf die 
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Wörner (Drucksache 
V/760 Frage XV/13) habe ich erklärt, daß die Bundesregierung 
die Notwendigkeit anerkennt, den Luftsport zu unterstützen. 
Diesen Bemühungen sind jedoch dort Grenzen gesetzt, wo sie 
darauf abzielen, Nachwuchs an Piloten und fliegertechnischem 
Personal zu gewinnen. Die Mitglieder des Deutschen Aero-Clubs 
als Verband des Deutschen Sportbundes betreiben das Fliegen 
aus einer natürlichen Flugbegeisterung als Sport. Darin liegen 
Ziele und Zweck des Verbandes. Hiervon ist streng das Interesse 
der Mitglieder zu trennen, die sportliche Betätigung zum Gegen- 
stand beruflicher Pflichten machen. Die bisherigen Erfahrungen 
haben daher auch gezeigt, daß die Zuführung von Nachwuchs 
für die Luftwaffe aus Vereinen des Deutschen Aero-Clubs ver- 
schwindend gering ist. Hinzu kommt, daß die Zahl der für den 
Flugsport interessierten Jugendlichen, die in erster Linie als 
Nachwuchs für die Luftwaffe in Betracht kommen, ohnehin ver- 
hältnismäßig gering gegenüber der Zahl der erwachsenen Mit- 
glieder der Vereine ist (etwa ein Viertel der insgesamt rd. 
40 000 Mitglieder). Die Möglichkeit, daß der Deutsche Aero-Club 
als Basisor yanisation für den Nachwuchs an Piloten und flieger- 
technischem Personal dient, besteht. Sie ist jedoch wegen des 
überwiegend sportlichen und außerberuflichen Interesses der 
Mitglieder begrenzt. 


IV. 10. Abgeordneter In welcher Weise unterstützte die Bundesre- 

Josten gierung bisher die sportlichen Ziele des Deut- 

schen Aero-Clubs? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Schäfer 
vom 4. August 1966 

Im Rahmen der Förderung von zentralen Maßnahmen auF dem 
Gebiete des Sports und der Leibesübungen erhält der Deutsche 
Aero-Club als zuständiger Fachverband für den deutschen Luft- 
sport aus dem Bundessportfonds gegenwärtig eine jährliche 
Zuwendung in Höhe von 50 000 DM. Diese Mittel sind für 
laufende zentrale Vorhaben auf dem Gebiete des Segelflugsports, 
des Modellflugsports und der jugendsportlichen Arbeit bestimmt. 
Zusätzliche finanzielle Unterstützung erhalten Sonderveranstal- 
tungen, wie z. B. Weltmeisterschaften. 


IV. 11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
Josten unseres Nachwuchses für die Luftwaffe den 

Deutschen Aero-Club stärker als bisher zu 
fördern? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Schäfer 
vom 4. August 1966 

Die Bundesregierung ist bereit, im Rahmen der ihr zur Ver- 
fügung stehenden Haushaltsmittel den Deutschen Aero-Club 
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künftig stärker zu fördern. Dies gilt insbesondere für die Förde- 
rung des Motorflugsports, der in besonderem Maße geeignet ist, 
Nachwuchs für die Luftwaffe zu gewinnen. Die Bundesregierung 
wird jedoch bei allen Unterstützungsmaßnahmen die Unabhän- 
gigkeit und Neutralität des Sports und der ihn organisierenden 
Verbänden respektieren. Die Bundeswehr selbst ist bemüht, durch 
Teilnahme ihrer Flugzeuge an zivilen Flugsportveranstaltungen 
die Zahl der Besucher zu erhöhen und zugleich deren Interesse 
am Flugsport zu vermehren. Darüber hinaus arbeiten schon jetzt 
die Vereine des Deutschen Aero-Clubs und die Luftwaffensport- 
fluggruppen erfreulich gut zusammen. Es ist geplant, jährlich 
ein gemeinsames Sportprogramm auszuarbeiten. Die erste Pla- 
nungskonferenz wird im Februar 1967 stattfinden. 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


V. 1. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Prochazka durch eine Änderung des § 3 des Kraftfahr- 

zeugsteuergesetzes eine steuerrechtlich gleich- 
mäßige Behandlung von Kriegsbeschädigten 
und Zivilgeschädigten herbeizuführen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dahlgrün 
vom 27. Juli 1966 

Beim Erlaß der Kraftfahrzeugsteuer nach § 3 Abs. 1 des Kraft- 
fahrzeugsteuergesetzes in der Fassung vom 2. Januar 1961 
— KraftStG — (Bundesgesetzbl. I S. 1) werden Kriegs- und 
Zivilbeschädigte, wenn die Erwerbsfähigkeit um weniger als 
50 v. H. gemindert ist, kraftfahrzeugsteuerlich gleich behandelt. 
Sie erhalten die Vergünstigungen, wenn sie infolge ihrer Kör- 
perbehinderung zur Fortbewegung auf die Benutzung eines 
Kraftfahrzeugs nicht nur vorübergehend angewiesen sind und 
die wirtschaftlichen Verhältnisse den Erlaß der Steuer recht- 
fertigen (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 KraftStG). In gleicher Weise werden 
die Zivilbeschädigten mit einer Erwerbsminderung um min- 
destens 50 v. H. behandelt. Dagegen werden die Schwerkriegs- 
beschädigten bevorzugt. Ihnen wird der Steuererlaß ohne Rück- 
sicht auf die Art der Körperbehinderung und ihre wirtschaft- 
lichen Verhältnisse gewährt (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 KraftStG). Diese 
Regelung geht auf die §§ 44 und 45 der Durchführungsbestim- 
mungen zum Kraftfahrzeugsteuergesetz vom 5. Juli 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 875) zurück. 

Die Bundesregierung hatte im Entwurf eines Verkehrsfinanz- 
gesetzes 1954 (Deutscher Bundestag, 2. Wahlperiode, Druck- 
sache 573) zur Angleichung dieser Bestimmungen vorgeschlagen, 
allen Körperbehinderten die Steuer nur dann zu erlassen, wenn 
sie zur Fortbewegung auf die Benutzung eines Personenkraft- 
fahrzeugs angewiesen sind, daß aber insbesondere bei den 
Schwerkriegsbeschädigten auf eine Prüfung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse verzichtet werden sollte. Diesem Vorschlag hat 
der Bundesrat widersprochen, die jetzige Fassung des § 3 Abs. 1 
KraftStG vorgeschlagen und zur Begründung folgendes ausge- 
führt: 

„Die Fassung der Regierungsvorlage bedeutet eine sachlich 
nicht gerechtfertigte Verschlechterung für die Schwerbeschädig- 
ten der französischen Zone, für welche bisher noch die §§ 44 
und 45 der Kraftfahrzeugsteuerdurchführungsbestimmungen vom 
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5. Juli 1935 galten. Diese setzten nicht voraus, daß der Kriegs- 
beschädigte zu seiner Forbewegung auf ein Kraftfahrzeug ange- 
wiesen ist, sondern nur, daß er ein solches infolge seiner Körper- 
beschädigung hält. Man sollte daher diese Beschränkung, die 
aus § 9 der in der amerikanischen und britischen Zone geltenden 
Durchführungsverordnung zum Kontrollratsgesetz Nr. 14 stammt, 
jedenfalls nicht bei Schwerbeschädigten anwenden. Praktisch sind 
wohl die meisten Schwerbeschädigten, die sich ein Kraftfahr- 
zeug halten, auch auf dessen Haltung zur ihrer Fortbewegung 
angewiesen. In den verhältnismäßig wenigen Fällen aber, in 
denen dies zweifelhaft sein kann, sollte man nicht mit einem 
Schwerkriegsbeschädigten darüber rechten, ob er auf das Kraft- 
fahrzeug angewiesen ist. Dies ist für die Verwaltung eine 
gleichermaßen unlohnende wie unwürdige Aufgabe." 

Hiernach hat der Gesetzgeber den Schwerkriegsbeschädigten 
bewußt eine Vorzugsstellung eingeräumt. Die Bundesregierung 
hat deshalb bisher keine Veranlassung gesehen, von sich aus 
eine Änderung vorzuschlagen. Sie hat jedoch ihr zugegangene 
Anregungen zum Anlaß genommen, die Angelegenheit zu über- 
prüfen. Eine Entscheidung hierüber wird erst im Zusammen- 
hang mit anderen bevorstehenden Änderungen des Kraftfahr- 
zeugsteuergesetzes getroffen werden können. 


V. 2. Abgeordneter Welche generelle Regelung hält die Bundes- 
Dr. Marx regierung für angebracht und durchführbar, 

(Kaiserslautern) um überall dort, wo amerikanische Truppen 
Teile von Gemarkungen deutscher Gemeinden 
für ihre Zwecke benutzen, eine entsprechende 
finanzielle Entschädigung für die betroffenen 
Kommunen zu erlangen und damit die für 
Jdiese gegenwärtig vielerorts bestehenden, 
aber auf die Dauer unzumutbaren Belastun- 
gen zu beenden? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dahlgrün 
vom 31. August 1966 

Die Ansprüche der Gemeinden auf finanzielle Entschädigung 
durch den Bund aus Anlaß der Inanspruchnahme von Gemeinde- 
gebiet für Zwecke der amerikanischen Truppen sind allgemein 
durch Artikel 106 Abs. 7 des Grundgesetzes verfassungsrechtlich 
geregelt. Die Verfassungsvorschrift gewährt den Gemeinden 
einen Anspruch auf den Ausgleich unzumutbarer Sonderbela- 
stungen durch die vom Bund veranlaßten Einrichtungen und fin- 
det auch in den Fällen Anwendung, die mit der Stationierung 
amerikanischer Truppen im Bundesgebiet Zusammenhängen. 

Für Grundsteuerausfälle, die den Gemeinden infolge der Inan- 
spruchnahme von Grundstücken für Zwecke der amerikanischen 
Truppen entstehen, können außerdem nach § 26 des Grund- 
steuergesetzes in Härtefällen Ersatzbeträge gewährt werden. 

Die bestehenden Vorschriften dürften ausreichen, um den be- 
rechtigten Forderungen der betroffenen Gemeinden entsprechen 
zu können. Ein Bedürfnis nach einer Erweiterung der bestehen- 
den Vorschriften liegt m. E. nicht vor, zumal die Vorschrift des 
§ 26 des Grundsteuergesetzes erst durch das Gesetz vom 24. März 
1965 für die Gemeinden günstiger gestaltet worden ist. 
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VI. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


VI. 1 . Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 

Kubitza Vereinigten Staaten ein neues Verfahren zur 

Herstellung von Benzin aus Steinkohle erfun- 
den worden ist, das um die Hälfte billiger ist 
als die bisher bekannten? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Schmücker 
vom 30. August 1966 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in den Vereinigten 
Staaten von Amerika von der Consulation Coal Company mit 
Unterstützung der Regierung ein neues Verfahren zur Herstellung 
von Kraftstoffen aus Kohle entwickelt worden ist. Die Unter- 
suchungen im Laboratorium sind soweit abgeschlossen, daß das 
Verfahren demnächst im industriellen Maßstab erprobt werden 
kann. Auf Grund der bisherigen Versuche wird erwartet, daß 
die Kosten des Verfahrens nur ungefähr halb so hoch sein wer- 
den, wie die der bisher z. B. aus Deutschland bekannten Verfah- 
ren zur Kohleverflüssigung. 


VI. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das in Fra- 

Kubitza ge VI/ 1 angeführte Verfahren auch bei uns 

einzuführen, da es zur Lösung unserer Koh- 
lenprobleme sowie zu einer krisensicheren 
Benzinversorgung beitragen könnte? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Schmücker 
vom 30. August 1966 

Die wirtschaftliche Bedeutung des neu entwickelten Prozesses 
läßt sich wegen der noch nicht durchgeführten industriellen Er- 
probung gegenwärtig nicht abschließend übersehen. 

Vor der Einführung des Verfahrens in der Bundesrepublik ist 
außerdem zu bedenken, daß die amerikanischen Wirtschaftlich- 
keitsberechnungen von einem Kohlepreis ausgehen, der nur Vs 
des vergleichbaren Preises in der Bundesrepublik beträgt. Es ist 
daher offen, ob das neue Verfahren in absehbarer Zeit für die 
Bundesrepublik Bedeutung gewinnt. 

Die Bundesregierung wird die Entwicklung dieses Verfahrens 
weiter beobachten und seine Verwendbarkeit unter deutschen 
Verhältnissen zu gegebener Zeit erneut prüfen. 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


VII. 1. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Ertl in letzter Zeit gemeinsam mit den Ländern an- 

gestrebt, um den zunehmenden Kauf von bäu- 
erlichen Betrieben zu reinen Spekulationsprei- 
sen in landschaftlich besonders reizvollen Er- 
holungsgebieten zu verhindern? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 13. Juli 1966 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die Vorschriften des 
Grundstückverkehrsgesetzes bei richtiger Anwendung ausrei- 
chen, um den Ankauf bäuerlicher Betriebe zu reinen Spekula- 
tionspreisen zu verhindern (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 3 GrdstVG). 
Sie sieht daher keine Notwendigkeit, das Verfügungsrecht der 
land- und forstwirtschaftlichen Grundeigentümer weiter einzu- 
schränken, als es im Grundstückverkehrsgesetz vorgesehen ist. 
Dies würde auch verfassungsrechtlichen Bedenken begegnen. 


VII. 2. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Ertl rung, i m Einvernehmen mit den Ländern die 

ungenügenden gesetzlichen Bestimmungen so 
zu ergänzen, daß ein Ausverkauf der Land- 
schaft durch Grundaufkäufe zu Spekulations- 
preisen verhindert wird? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 13. Juli 1966 

Wo die gesetzlichen Bestimmungen nicht ausreichen, um 
Grundaufkäufe zu Spekulationspreisen zu verhindern, beruht 
dies nicht auf der Unzulänglichkeit des Grundstückverkehrsge- 
setzes. 


VII. 3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Ertl durch die Entwicklung der Bodenpreise in den 

Erholungsgebieten Strukturmaßnahmen für die 
Landwirtschaft weitgehend unmöglich werden? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 13. Juli 1966 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß durch die Ent- 
wicklung der Bodenpreise in den Erholungsgebieten Struktur- 
maßnahmen für die Landwirtschaft weitgehend unmöglich wer- 
den. Dem kann nur durch eine entsprechende straffe Handhabung 
des Grundstückverkehrsgesetzes begegnet werden. 


VII. 4. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Einführung ei- 
Wagner ner Impfpflicht gegen Tollwut, zumindest bei 

in erhöhtem Maße ansteckungsgefährdeten 
Hunden, in Ansehung der schnellen Verbrei- 
tung der Seuche für erwägenswert? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 13. Juli 1966 

Die Bundesregierung hält die Einführung einer Impfpflicht 
gegen Tollwut — auch bei den in erhöhtem Maße ansteckungs- 
gefährdeten Hunden — zur Zeit nicht für zweckmäßig, da die 
derzeit bekannten Impfstoffe sehr unterschiedlich beurteilt wer- 
den und hinsichtlich Wirksamkeit und Unschädlichkeit mit er- 
heblichen Unsicherheitsfaktoren bzw. Risiken belastet sind. Eine 
obligatorische Tollwut-Schutzimpfung der Hunde würde unter 
diesen Gegebenheiten sogar zu einer vermehrten Gefährdung 
des Menschen Anlaß geben. 
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VII. 5. Abgeordneter Trifft es zu, daß gesetzliche Bestimmungen 
Wagner entgegenstehen, Hunde gegen Tollwut zu imp- 

fen, auch wenn der Eigentümer dies ausdrück- 
lich verlangt? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 13. Juli 1966 

Auf Grund landesrechtlicher Vorschriften ist in allen Bundes- 
ländern die Schutzimpfung von Tieren gegen die Tollwut ver- 
boten. Ausnahmen sind lediglich zulässig für Hunde, die ins 
Ausland ausgeführt oder auf einer Auslandsreise mitgeführt 
werden sollen. 

VII. 6. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung eine Änderung 
Wagner der in Frage VII/5 erwähnten Bestimmungen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 13. Juli 1966 

Die Bundesregierung erwägt nicht, wegen einer Änderung der 
vorgenannten landesrechtlichen Vorschriften an die Länder heran- 
zutreten, weil auch ein schutzgeimpfter Hund nach Auffassung 
der wissenschaftlichen Sachverständigen nach Kontakt mit dem 
Virus der Tollwut zum Virusausscheider werden kann und der 
Hundehalter es möglicherweise im Vertrauen auf eine statt- 
gehabte Impfung bei verändertem Verhalten seines Hundes 
unterlassen wird, die bei Tollwutverdacht angezeigten Maßnah- 
men zu treffen. 


VII. 7. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung von dem 
Schmidt nach EWG-Richtlinien möglichen gespaltenen 

(Kempten) Markt für Magermilchpulver Gebrauch zu ma- 

chen und dabei einen entsprechenden Schwel- 
lenpreis für Magermilchpulver zu Futterzwek- 
ken in Höhe von 130 DM festzusetzen, um die 
Wettbewerbssituation der deutschen Futter- 
mittelhersteller auf dem EWG-Markt wieder 
herzustellen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 20. Juli 1966 

Die Bundesregierung wird die Marktspaltung zwischen Mager- 
milch und Magermilchpulver zu Futterzwecken einerseits und zu 
Nahrungszwecken andererseits einführen, wenn der weitere 
Abbau der Förderungsmittel um 0,7 Pf/kg gemäß Artikel 4 der 
Verordnung Nr. 37/66/EWG des Rates vom 30. März 1966 (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften S. 884/66) erfolgt. Die 
Marktspaltung wird durch Gewährung eines Interventionsbe- 
trages für Magermilch und Magermilchpulver zu Futterzwecken 
und durch unterschiedliche Schwellenpreise für die beiden Ma- 
germilchpulverarten erreicht. Der Schwellenpreis für Magermilch- 
pulver zu Futterzwecken wird über 130 DM/100 kg liegen. Vor- 
aussichtlicher Termin ist der 1. August 1966. 


VII. 8. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Schmidt durch Berufung auf die EWG-Schutzklausel 

(Kempten) die französische Regierung zu veranlassen, 

ihre Exportsubventionen für Milchaustausch- 
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futter in Höhe von 26 DM per 100 kg in Weg- 
fall zu bringen, da diese nicht EWG-konform 
ist? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 20. Juli 1966 

Die französische Regierung gewährt im Rahmen der Markt- 
organisation Getreide, der Verordnung Nr. 19 des Rates vom 
4. April 1962 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften S. 
933/62) auf Milchaustauschfutter (Zolltarif-Position 23.07) eine 
Exporterstattung in Höhe von z. Z. 5,85 ff/ 100 kg mit einem 
Milchpulveranteil von mehr als 85 bis 75%; 8,50 ff/100 kg mit 
einem Milchpulveranteil von mehr als 75 bis 80%. Sie gewährt 
im Rahmen der Marktorganisation Milch gemäß Artikel 22 der 
Verordnung Nr. 13/64/EWG des Rates vom 5. Februar 1964 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften S. 549/64) für 
Magermilchpulver eine Denaturierungsprämie in Höhe von 45 ff/ 
100 kg, die im Handelsverkehr mit Milchaustauschfutter insbe- 
sondere zwischen Frankreich und Italien zu Schwierigkeiten 
geführt hat. Diese sollen mit einer Änderung der Verordnung 
Nr. 166/64/EWG des Rates vom 30. Oktober 1964 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften S. 2747/64) beseitigt werden. 
Voraussichtlicher Termin der Änderung ist Herbst 1966. 

Da die Voraussetzung der Anwendung des Artikels 16 der 
Verordnung Nr. 13/64/EWG (Schutzklausel); eine wesentliche 
Störung des Marktes auf Grund von Einfuhren z. Z. für die 
Bundesrepublik Deutschland nicht in ausreichendem Maße gege- 
ben ist, besteht keine hinreichende Aussicht auf eine Genehmi- 
gung von Maßnahmen nach Artikel 16. 


VII. 9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der Einfüh- 
Schmidt rung eines gespaltenen Marktes für Mager- 

(Kempten) milchpulver sich für den Buchnachweis der 

Verarbeitung durch die Milchfutterindustrie 
einzusetzen, um unnötige Kosten durch Dena- 
turierung zu ersparen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 20. Juli 1966 

Es ist zunächst nicht vorgesehen, zu denaturieren. Eine Dena- 
turierung wird allerdings bei Erhöhung des Interventionsbe- 
trages auf die von der EWG im Gemeinsamen Markt vorgese- 
hene Höhe von ca. 60 Pf/kg voraussichtlich nicht zu umgehen 
sein, um die gewünschte Verwendung des Interventionsbetrages 
sicherzustellen. 


VII. 10. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, gegebenen- 

Dr. Jungmann falls gemeinsam mit den Ländern, den gesam- 

ten Rinderbestand im Bundesgebiet durch pe- 
riodisch wiederholte Impfungen gegen die 
Maul- und Klauenseuche zu schützen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 1. August 1966 

Das BML hat bereits den Entwurf einer Verordnung zum 
Schutze gegen die Maul- und Klauenseuche, in der die periodisch- 
obligatorische Schutzimpfung aller Rinder gegen die Maul- und 
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Klauenseuche vorgeschrieben ist, fertiggestellt und am 15. Juni 
1966 den für das Veterinärwesen zuständigen obersten Landes- 
behörden zur Stellungnahme übersandt. Nach Prüfung der bis 
zum 31. Juli 1966 erbetenen Stellungnahme der Länder wird die 
Bundesregierung besorgt sein, daß die Verordnung alsbald dem 
Bundesrat zur Zustimmung gemäß Artikel 80 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes vorgelegt wird. 


VII. 11. Abgeordneter Welche Maßnahmen will die Bundesregierung, 
Dr. Jungmann gegebenenfalls gemeinsam mit den Ländern, 
ergreifen, um die Maul- und Klauenseuche 
auch bei Schweinen wirksam zu bekämpfen? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 1. August 1966 

Die derzeit wirksamsten Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Maul- und Klauenseuche bei Schweinen sieht die Bundesregie- 
rung in der konsequenten Durchführung entsprechender Vor- 
schriften der kürzlich erlassenen Verordnung zum Schutze gegen 
die Maul- und Klauenseuche vom 4. April 1966 (BGBl. I S. 205). 
Diese hält die Bundesregierung insbesondere auch deshalb für 
geboten, weil für eine präventive Bekämpfung der Maul- und 
Klauenseuche bei Schweinen gegenwärtig kein Impfstoff zur 
Verfügung steht, der eine ausreichend lange Immunität erzeugt. 
Bei Schweinen sind deshalb periodische Schutzimpfungen gegen 
die Maul- und Klauenseuche wie beim Rind im Rahmen der 
staatlichen Tierseuchenbekämpfung zur Zeit noch nicht durch- 
führbar. Die Weiterentwicklung der Impfstoffe gegen die Maul- 
und Klauenseuche der Schweine wird daher nachdrücklich zu 
fördern sein. 


VII. 12. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in der Tollwutver- 

Dr. Jungmann seuchung der Wildbestände eine wachsende 

Gefahr für die Gesundheit von Menschen und 
Haustieren und welche Maßnahmen wird sie 
gegebenenfalls gegen diese Gefährdung er- 
greifen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 1. August 1966 

Die Bundesregierung kennt die Gefahren, die sich für Mensch 
und Haustier aus dem derzeitigen Tollwutgeschehen unter be- 
stimmten wildlebenden Tieren ergeben. Da Fuchs und Dachs 
hier Hauptträger und Verbreiter der Tollwut sind, hat die Bun- 
desregierung — insbesondere auch im Hinblick auf eine Minde- 
rung der Gefahr für Mensch und Haustier — den für die Anord- 
nung und die Durchführung der Bekämpfungsmaßregeln im 
Rahmen des Viehseuchengesetzes zuständigen Landesregierun- 
gen empfohlen, neben scharfer Bejahung der vorgenannten Tier- 
arten vor allem die großräumige und lückenlose Begasung ihrer 
Baue als derzeit wirksamste Maßnahmen zur Reduzierung dieser 
Wildtierbestände im Rahmen der Bekämpfung der Tollwut unter 
den wildlebenden Tieren durchzuführen. 

Im übrigen darf auf die schriftliche Beantwortung der Münd- 
lichen Anfrage des Herrn Leo Wagner, MdB, vom 5. Juli 1966 
hingewiesen werden (vgl. Frage VII/4 auf Seite 13). 
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VII. 13. Abgeordneter Stimmen die vor der Kommission der Europä- 
Metzger ischen Wirtschaftsgemeinschaft auf eine An- 

frage des Abgeordneten Pedini gemachten 
Angaben (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften 1966 Nr, 115 S. 2142), daß die 
Einfuhr an Bananen aus den assoziierten afri- 
kanischen Staaten und Madagaskar in die 
Bundesrepublik von 6299 Tonnen im Jahre 
1963 auf 9 Tonnen im Jahre 1965 gesunken 
ist, mit den deutschen Feststellungen überein? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 1. August 1966 

Die im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, Jahrgang 
1966, Nr. 115, S. 2142 wiedergegebenen Zahlenangaben wurden 
überprüft. 


Nach der Außenhandelsstatistik des Statistischen Bundesam- 
tes wurden aus dem genannten Bereich folgende Mengen in die 
Bundesrepublik eingeführt: 



1963 

1965 

1. Von der Elfenbeinküste 

3621 t 

— 

2. Von Kamerun 

1827 l 

— 

3. Von Kongo — Leopoldville 

852 t 

3 t 

4. Von Madagaskar 

— 

6 t 

zusammen: 

6300 t 

9 t 


Zum Vergleich: Gesamteinfuhren: 475 282 t 584 881 t. 

Die Angaben im Amtsblatt sind damit zutreffend. 


VII. 14, Abgeordneter Bei Bejahung der Frage VII 13: Wie kommt 
Metzger cs, daß die an sich sehr geringe Einfuhr trotz 

der sich aus unseren EWG-Bindungen ergeben- 
den Verpflichtungen bis fast auf Null gesun- 
ken ist? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Hüttebräuker 
vom 1. August 1966 

Bei den Bananeneinfuhren aus den afrikanischen Staaten im 
Jahre 1963 handelt es sich lediglich um Versuchslieferungen, um 
die Absatzchancen dieser Bananen auf dem deutschen Markt zu 
prüfen. 

Die Versuchslieferungen wurden von deutschen Importeuren 
auf Veranlassung der Bundesregierung durchgeführt. Es hat sich 
hierbei gezeigt, daß die Bananen aus den afrikanischen Staaten 
infolge mangelnder Qualität und anderer Unzulänglichkeiten 
(hohe Preise, schlechte Verpackung, nicht gängige Sorten) mit 
den Bananen aus Südamerika nicht konkurrieren könne. 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

VIII. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch eine No- 
Genscher veile zum Zweiten Gesetz zur Förderung der 

Vermögensbildung der Arbeitnehmer die in 
dem Ausschluß der Lebensversicherungen aus 
dem Katalog der Anlageformen liegende Dis- 
kriminierung dieser Form der Vermögensbil- 
dung zu beseitigen? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Katzer 
vom 29. Juli 1966 

Der Deutsche Bundestag hat sich nach eingehenden Diskus- 
sionen in mehreren Ausschüssen und im Plenum (179. Sitzung 
vom 5. Mai 1965) mit Mehrheit dagegen entschieden, Lebens- 
versicherungsverträge in den Anlagekatalog des Zweiten Ver- 
mögensbiidungsgesetzes aufzunehmen. Maßgebend dafür waren 
vor allem folgende Gründe, denen ich mich anschließe: 

1 . Leistungen des Arbeitgebers für Lebensversicherungen des 

Arbeitnehmers sind bereits nach jahrzehntelang geltendem 
Recht (§ 2 Lohnsteuer-Durchführungsverordnung) bis zu 

312 DM im Kalenderjahr frei von Lohnsteuer und damit auch 
frei von Sozialversicherungsbeiträgen. Durch das Vermögens- 
bildungsgesetz werden die übrigen Sparformen (Kontenspa- 
ren, Wertpapiersparen, Bausparen) insoweit mit dem Lebens- 
versicherungssparen nur gleichgestellt. Würde man nunmehr 
Lebensversicherungsverträge in den Katalog der Anlagefor- 
men des Zweiten Vermögensbildungsgesetzes einbeziehen, 
so würden Beiträge zu Lebensversicherungsverträgen in dop- 
pelter Höhe (312 DM nach § 2 LStDV und weitere 312 DM 
nach dem Zweiten Vermögensbildungsgesetz) begünstigt. Das 
erscheint nicht gerechtfertigt. 

2. Uber 312 DM hinausgehende Aufwendungen des Arbeitgebers 
für Lebensversicherungen seiner Arbeitnehmer sind lediglich 
mit dem geringen Pauschsteuersatz von 8% zu versteuern. 
Hierin liegt also eine weitere Vergünstigung des Lebens- 
versicherungssparens gegenüber anderen Sparformen. 

3. Das Lebensversicherungssparen ist zudem durch die Sonder- 
ausgabenregelung in § 10 Einkommensteuergesetz insofern 
stärker als das Kontensparen und das Wertpapiersparen be- 
günstigt, als die begünstigten Beträge wesentlich höher sind 
als im Spar-Präiniengesetz. Z. B. kann ein verheirateter 
Steuerpflichtiger unter 50 Jahren mit zwei Kindern 8400 DM 
im Jahr steuerbegünstigt auf einen Lebensversicherungsver- 
trag zahlen, aber nur 1364 DM prämienbegünstigt auf einen 
Sparvertrag einzahlen oder zum Erwerb von Wertpapieren 
verwenden. Bei Steuerpflichtigen über 50 Jahren (ohne Kin- 
der erhöht sich der Betrag beim Lebensversicherungssparen 
auf 10 800 DM (bei zwei Kindern auf 14 800 DM), beim prä- 
mienbegünstigten Konten- oder Wertpapiersparen erhöht er 
sich dagegen nicht, überdies beträgt die Steuervergünstigung 
bei Beziehern hoher Einkommen bis zu 53%, die Sparprämie 
dagegen (bei mehr als fünf Kindern) höchstens 30%. 

Dagegen kann nicht eingewendet werden, das Lebensver- 
sicherungssparen diene der Altersversicherung und müsse 
deshalb bevorzugt werden. Denn nach geltendem Recht sind 
Lebensversicherungsverträge mit sehr kurzer Laufzeit zu- 
lässig, die keineswegs der Alterssicherung dienen müssen, 
sondern ebensogut der steuerbegünstigten Kapitalansamm- 
lung dienen können. Überdies kann auch mit Hilfe des 
Kontensparens und des Wertpapiersparens eine Alterssiche- 
rung aufgebaut werden, so daß für den Gesetzgeber kein 
Anlaß besteht, aus Gründen der Alterssicherung eine Spar- 
form vor der anderen zu bevorzugen. 

4. Würde man die Lebensversicherungsverträge in das Zweite 
Vermögensbildungsgesetz einbeziehen, müßten auch die frei- 
willige Weiterversicherung und die Höherversicherung in den 
gesetzlichen Rentenversicherungen aufgenommen werden. 
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Denn es gibt keinen sachlichen Grund, die Einzahlungen auf 
Lebensversicherungsverträge bei privaten Lebensversiche- 
rungsgesellschaften besser zu behandeln als freiwillige Bei- 
tragszahlungen in den gesetzlichen Rentenversicherungen. Die 
Einbeziehung der freiwilligen Weiterversicherungen würde 
jedoch zu dem unbilligen Ergebnis führen, daß die Pflicht- 
beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung für Arbeitneh- 
mer mit Einkommen bis zu 1800 DM monatlich steuerlich 
ungünstiger behandelt würden als die Beiträge von Arbeit- 
nehmern mit Einkommen von mehr als 1800 DM monatlich. 

5. Wegen der andernfalls auftretenden Abgrenzungsschwierig- 
keiten wäre bei der Einbeziehung von Lebensversicherungs- 
verträgen nur ein Verfahren praktikabel, das sich eng an die 
Regelung der Abzugsfähigkeit als Sonderausgaben in § 10 
Abs. 1 Ziff. 2 Einkommensteuergesetz anlehnt. Das wiederum 
bedeutet eine Ausdehnung der Vergünstigungen des Vermö- 
gensbildungsgesetzes auf Versicherungsarten, die mit der 
Vermögensbildung praktisch nichts mehr gemein haben. 

So sind Lebensversicherungsverträge häufig mit Unfallver- 
sicherungen gekoppelt. Dem einzelnen Arbeitgeber, der Fi- 
nanzverwaltung und den Sozialversicherungsträgern kann 
nicht die Prüfung zugemutet werden, ein wie hoher Anteil 
der Prämien auf die Lebensversicherung einerseits und auf 
die Unfallversicherung andererseits entfällt, zumal sich das 
häufig nicht aus der Police selbst ergibt. Deshalb müßte 
auch die Unfallversicherung nach dem Vermögensbildungs- 
gesetz begünstigt werden, obwohl der Abschluß einer Unfall- 
versicherung kaum den gesellschaftspolitischen Zielen des 
Zweiten Vermögensbildungsgesetzes dienen dürfte. 

Auch kann ein Lebensversicherungsvertrag als reine Risiko- 
versicherung abgeschlossen werden, also als Versicherung, 
bei der die Versicherungssumme nur dann fällig wird, wenn 
der Versicherungsnehmer innerhalb einer bestimmten Zeit 
stirbt. Andernfalls verfallen die gezahlten Prämien. Diese 
Versicherungsart dient nicht der Kapitalansammlung, hat also 
ebenfalls nichts mehr mit der Vermögensbildung zu tun. 
Trotzdem müssen auch diese Verträge wegen der sonst ent- 
stehenden Abgrenzungsschwierigkeiten in das Vermögens- 
bildungsgesetz einbezogen werden, wenn Lebensversiche- 
rungen nach dem Gesetz begünstigt werden sollen. 

6. Bei einer Einbeziehung von Lebensversicherungsverträgen 
müßten ferner auch die Beiträge an betriebliche Pensions- 
kassen in das Gesetz einbezogen werden, weil auch diese 
nach § 10 Einkommensteuergesetz als Sonderausgaben ab- 
zugsfähig sind und kein sachlicher Grund dafür vorliegt, sie 
steuerlich und sozialversicherungsrechtlich ungünstiger zu 
behandeln als Beiträge an Lebensversicherungsgesellschaften. 

7. Zweck des Vermögensbildungsgesetzes ist es, die Vermö- 
gensbildung der Arbeitnehmer über die ohnehin geleisteten 
Sparbeträge hinaus zu erhöhen, nicht etwa lediglich die 
bisher vom Arbeitnehmer gezahlten Sparleistungen durch 
Sparleistungen des Arbeitgebers zu ersetzen. Würden aber 
künftig Lebensversicherungsverträge, Unfallversicherungen, 
Höher- und Weiterversicherungen in den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen und Beiträge an betriebliche Pensionskas- 
sen durch das Vermögensbildungsgesetz begünstigt, so kann 
davon ausgegangen werden, daß die Arbeitnehmer für ihre 
ohnehin geleisteten Sparbeiträge nur die Vergünstigungen 
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des Zweiten Vermögensbildungsgesetzes zusätzlich in An- 
spruch nehmen würden, ohne daß eine zusätzliche Vermögens- 
bildung zustande käme. Bei den Lebensversicherungsverträ- 
gen beträgt die durchschnittliche Laufzeit nach Angaben des 
Verbandes der Lebensversicherungsunternehmen 27 Jahre. 
Während dieses langen Zeitraums könnten also die vielen 
Arbeitnehmer, die bereits Lebensversicherungsverträge abge- 
schlossen haben (nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 
sind das 37,4% aller unselbständigen Haushalte), die Leistun- 
gen, zu denen sie schon auf Grund der abgeschlossenen 
Verträge verpflichtet sind, durch die vermögenswirksame 
Anlage eines Teils des Arbeitslohns ersetzen. Das gleiche 
würde für die zahlreichen Unfallversicherungen und Höher- 
und Weiterversicherungen in den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen gelten. 

Zwar gibt es dieses Problem auch bei bereits laufenden Spar- 
und Bausparverträgen. Doch kann es dort leichter in Kauf 
genommen werden, weil die Laufzeit dieser Verträge wesent- 
lich kürzer ist (durchweg 5 Jahre), so daß es sich dort nur um 
ein Ubergangsproblem handelt, während bei den Lebensver- 
sicherungsverträgen das Problem noch fast 30 Jahre fort- 
bestehen würde. 

Sie sehen also, sehr geehrter Herr Kollege, daß der Ausschluß 
der Lebensversicherungsverträge aus dem Zweiten Vermögens- 
bildungsgesetz nicht — wie Sie meinen — eine Diskriminierung, 
sondern durch sachliche Gründe gerechtfertigt ist. Deshalb beab- 
sichtigt die Bundesregierung auch nicht, insoweit eine Änderung 
des Zweiten Vermögensbildungsgesetzes durch Vorlage einer 
Novelle anzuregen. 


VIII. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage mitzutei- 
Dröscher len, in wie vielen der an den Sozialgerichten 

1965 verhandelten Fällen der ersten und zwei- 
ten Instanz die Kläger durch Juristen oder 
durch fachlich versierte Beauftragte zugelas- 
sener Verbände vertreten wurden? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Kattenstroth 
vom 12. August 1966 

Die Bundesregierung ist leider nicht in der Lage, Ihre Frage 
zu beantworten, da die Sozialgerichte (erste Instanz) und die 
Landessozialgerichte (zweite Instanz) als Einrichtungen der Län- 
der der ausschließlichen Dienstaufsicht des zuständigen Landes- 
ministeriums unterstehen. Zur Erfüllung Ihres Wunsches wäre 
daher eine Rückfrage bei den Ländern erforderlich. Diese hätte 
jedoch nur Erfolg, wenn in den von den Gerichten zu führenden 
Prozeßregistern entsprechende Angaben enthalten wären. Wie 
ich aber durch Stichproben bei Sozialgerichten dreier Länder 
festgestellt habe, werden die Prozeßbevollmächtigten in den 
Prozeßregistern nicht immer aufgeführt. Eine Rückfrage bei allen 
Ländern würde daher nur einen unvollständigen Überblick ver- 
mitteln. 

In den üblichen Statistiken über die Tätigkeit der Gerichte 
sind Angaben über Prozeßbevollmächtigte nicht enthalten. 

Ihre für das Jahr 1965 gestellte Frage läßt sich auch nicht auf 
Grund einer Durchsicht der Prozeßakten beantworten, da die 
Akten entweder nach Abschluß des Verfahrens an die Verwal- 
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Lungsbehörden zurückgegeben worden sind oder sich in der 
nächst höheren Instanz befinden oder aus Gründen der Beweis- 
aufnahme zeitlich nicht zur Verfügung stehen. 


Wird die Bundesregierung die mit Abschnitt 
III Abs. 1 des Erlasses des früheren Reichs- 
arbeitsministers vom 2. November 1943 (Amt- 
liche Nachrichten für Reichsversicherung S. 485) 
zu § 184 RVO eingeführten Abgeltungsbeträ- 
ge (für Arznei und Heilmittel 0,25 DM, als 
Ersatz der Kosten für die ärztliche Behand- 
lung 0,75 DM, als Ersatz der Kosten für die 
gesamte Krankenpflege 1,00 DM für jeden Ka- 
lendertag der Behandlungszeit, soweit die 
Kosten nicht bereits durch die kassenärztliche 
Gesamtvergütung abgegolten sind) an die 
jetzt maßgebenden Preisverhältnisse anpas- 
sen? 

Welche Gründe rechtfertigen es, daß die in 
Frage VIII 3 erwähnte Anpassung bisher 
unterblieben ist? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Kattenstroth 
vom 16. August 1966 

Der Erlaß des früheren Reichsarbeitsministers vom 2. Novem- 
ber 1943 (Amtliche Nachrichten des Reichsvei sicherungsamtes 
S. 485) regelt die Abgeltung der Kosten für Krankenpflege, wenn 
sich der Versicherte in einem Krankenhaus oder in einer Heil- 
anstalt befindet, aber aus der gesetzlichen Krankenversicherung 
keine Leistungen der Krankenhauspflege erhält. Ein solcher Fall 
trat bis zum Inkrafttreten der Neufassung des § 183 der Reichs- 
versicherungsordnung — das war der 1. August 1961 — häufiger 
ein, weil bis dahin die Krankenhauspflege je nach Satzungsrecht 
auf 26 bis 52 Wochen begrenzt war. Seither kommt es nur noch 
sehr selten dazu, daß ein Versicherter wegen Erschöpfung der 
Leistungspflicht der Krankenkasse keine Krankenhauspflege mehr 
erhält, weil Krankenhauspflege praktisch ohne zeitliche Begren- 
zung gewährt wird. 

Einen Vorschlag für die Neuordnung des sogenannten Abgel- 
tungsbetrages wird die Bundesregierung bei der Reform der 
gesetzlichen Krankenversicherung vorlegen. Bisher ist der Ab- 
geltungsbetrag nicht geändert worden — wozu es eines Gesetzes 
bedurft hätte — , weil wegen der geringen Bedeutung des Be- 
trages keine Notwendigkeit bestand, die Frage noch vor der 
Neuordnung der gesetzlichen Krankenversicherung zu lösen. 


VIII. 3. Abgeordneter 

Jaschke 


VIII. 4. Abgeordneter 

Jaschke 


IX. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


IX. 1. Abgeordneter 
Dr. Schmidt 
(Offenbach) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung im In- 
dustriegebiet der Stadt Sprendlingen, Kreis 
Offenbach, zwischen den Bundesstraßen 3 und 
46 ein Gelände von 40 000 qm und eine gro- 
ße Werkshalle von einer Privatgesellschaft 
zum Preise von 9 Millionen DM erwerben will, 
um dort einen Pionierpark der Bundeswehr 
zu errichten? 
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Ist sich die Bundesregierung darüber im kla- 
ren, daß eine solche — wie die in Frage IX/1 
erwähnte — Maßnahme nicht nur preistreibend 
wirkt, sondern auch die Finanzen der Stadt 
Sprendlingen, Kreis Offenbach, schwerwiegend 
schädigt, weil das betreffende Gelände etwa 
ein Viertel des städtischen Industriegeländes, 
welches unter großer Opferbereitschaft der 
Bürger bereitgestellt wurde, ausmacht, so daß 
in Zukunft mit starken finanziellen Einbußen 
zu rechnen wäre? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers von Hassel 
vom 22. Juli 1966 

Auf Ihre Fragen in der Fragestunde im Juli 1966 betreffend 
das Fabrikgrundstück der Firma Stempel-Hermetik/Zimmer AG 
in Sprendlingen, Kreis Offenbach, teile ich mit, daß das Grund- 
stück der Bundeswehr bereits im August 1961 vom Eigentümer 
zum Kauf angeboten worden ist. Es handelt sich um ein Gelände 
von 68 380 qm Größe, mit einer Shed-Halle von 15 000 qm 
Grundfläche und zusätzlichen Büroräumen. 

Nach dem bisherigen Ergebnis der Prüfung ist das Objekt für 
Lagerzwecke der Bundeswehr geeignet. Die Eignungsuntersu- 
chung ist jedoch noch nicht abgeschlossen. Bei den bisherigen 
Erörterungen mit der Eigentümerin handelte es sich daher nur um 
unverbindliche Vorverhandlungen. Vereinbarungen über den 
Kaufpreis wurden deshalb nicht getroffen. 

Mit Schreiben vom 16. Mai 1966 ist die Hessische Landes- 
regierung — wie bei allen Ankaufsfällen der Bundeswehr - — 
um Stellungnahme zu einer Nutzung des Objektes durch die 
Bundeswehr gebeten worden. Damit ist allen zivilen Stellen 
— insbesondere der Stadt Sprendlingen — die Möglichkeit er- 
öffnet, Bedenken gegen die Planung vorzubringen. Der Auffas- 
sung der Landesregierung wird von mir wie immer in angemes- 
sener Weise Rechnung getragen werden. 

Wenn es zu einem Ankauf der Liegenschaft kommen sollte, 
wird der durch Sachverständigengutachten ermittelte Verkehrs- 
wert Grundlage der Kaufpreisfestsetzung sein. Eine preistrei- 
bende Wirkung des Ankaufes ist daher ausgeschlossen. 

Bestätigt das Bundesverteidigungsministerium 
den Vorfall beim Jagdbomber-Geschwader 31 
„Boelcke", über welchen das Nachrichtenma- 
gazin „Der Spiegel“ auf Seite 94 seiner Aus- 
gabe vom 11. Juli 1966 berichtet hat? 

Bei Bejahung der Frage IX/3: Welche Maß- 
nahmen hat das Ministerium gegen den in 
Frage kommenden Oberfeldwebel und den 
mitbeteiligten Soldaten getroffen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers von Hassel 
vom 3. August 1966 

Die Überprüfung der Veröffentlichung eines Nachrichtenmaga- 
zins vom 11. Juli 1966, auf die Ihre zwei Fragen aus dem Monat 
Juli 1966 Bezug nehmen, ergab durch Vernehmung der Beteilig- 
ten und eine Stellungnahme des Geschwaderkommodore, daß 
das tatsächliche Geschehen wesentlich von der abgedruckten 
Darstellung abweicht. 


Abgeordneter 

Felder 


Abgeordneter 

Felder 


V/897 


Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Offenbach) 
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Die Veröffentlichung beruht auf der „nicht ganz exakt erzähl- 
ten" (gemäß Vernehmungsprotokoll des beteiligten Gefreiten) 
Schilderung des Geschehens am Wirtshaustisch durch diesen 
Gefreiten (im Nachrichtenmagazin als „Rekrut" bezeichnet). In 
der Weitergabe des Vorfalls an die Zeitschrift durch einen 
Angehörigen dieser Stammtischrunde, dessen Name vom Gefrei- 
ten nicht preisgegeben wird, hat der Vorgang offensichtlich 
weitere Entstellungen erfahren, die zu der Berichterstattung führ- 
ten. 

An dem Vorfall, der sich in den Vormittagsstunden des 1. Juli 
im Geschäftszimmer der Kraftfahrzeugstaffel des Jagdbomber- 
geschwaders 31 „Boelcke", demnach nicht „bei der Befehlsaus- 
gabe vor der Staffel", zutrug, waren außer dem Oberfeldwebel 
und dem genannten Gefreiten noch ein Unteroffizier, ein Ober- 
gefreiter und zwei weitere Gefreite mittelbar oder unmittelbar 
beteiligt. 

Der Unteroffizier war damit beschäftigt, Anschauungsmittel 
für die politische Informationsarbeit der Staffel herzustellen. 
Es handelte sich um eine Tafel, auf der u. a. die bereits fertig- 
gestellten Flaggen der NATO-Mitgliedstaaten in buntem Papier 
angebracht werden sollten. Der Unteroffizier richtete nun an den 
Oberfeldwebel die Frage, ob die Trikolore nach dem ab 24 Uhr 
in Kraft getretenen Ausscheiden Frankreichs aus der militärischen 
Integration noch mit den anderen vierzehn Flaggen auf der 
Demonstrationstafel zu erscheinen habe. (Offensichtlich haben 
die am Vorfall beteiligten Soldaten die Entscheidung Frank- 
reichs als vollzogenen Austritt aus der NATO verstanden.) 
Wortlos nahm der Oberfeldwebel das gefertigte Zeichen der 
Trikolore und warf es zu den übrigen Basteiresten auf den 
Boden, der gerade vom Gefreiten vom Dienst gefegt wurde; 
hierbei trat er mit dem Fuß auf den blau-weiß-roten Papier- 
streifen. 

Der hinzukommende Gefreite hob das Zeichen vor dem Besen 
auf und intonierte hierbei einige Takte der Marseillaise, ohne 
— wie der veröffentlichte Bericht aussagte — eine Aufforderung 
erhalten zu haben, „auf der Trikolore herumzutrampeln". Darauf- 
hin ließ er das Papierfähnchen ebenfalls wieder auf den Boden 
fallen. Allgemeine Heiterkeit, einmal über die wortlose Reaktion 
des Oberfeldwebels, zum anderen über die musikalische des 
Gefreiten, beendete diese kurze Szene. Von keinem der Beteilig- 
ten war eine politische Demonstration beabsichtigt; es handelte 
sich vielmehr um eine unbedachte Albernheit. 

Obwohl die Klärung des Sachverhaltes ergeben hat, daß die 
Darstellung den tatsächlichen Vorgängen nicht entspricht, sind 
die Umstände des Vorfalles und die Art der Weitergabe kritisch 
bewertet worden. 

Der Oberfeldwebel hat keine Straftat im Sinne des StGB 
begangen; es ist ihm nach der Vernehmung auch kein Dienst- 
vergehen nachzuweisen. Indessen hat er, der sonst als charak- 
terlich gefestigter und angesehener Soldat gilt, mit der gezeigten 
Handlungsweise seine Vorbildspflicht verletzt; dieserhalb ist 
ihm von seinem Disziplinarvorgesetzten ein schriftlicher Tadel 
erteilt worden. 

Dem Gefreiten, der einige Takte der Marseillaise anstimmte, 
kann seine nachträgliche Einlassung nicht widerlegt werden, er 
habe sich durch sein Verhalten von dem des Oberfeldwebels 
distanzieren wollen. Die Umstände sprechen eher dafür, daß er 
einem Ulk mit einem anderen Ulk parieren wollte. In diesem 
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Sinn ist auch die Wiedergabe der Szene — die ja einstimmig 
von den im Geschäftszimmer Beteiligten mit Heiterkeit quittiert 
wurde — am Stammtisch des Gefreiten zu verstehen; denn es 
wird unterstellt, daß er keine verächtlichmachenden Absichten 
verfolgte. Dem Vernehmungsprotokoll des Oberfeldwebels ist 
jedoch zu entnehmen, daß er sich Vorbehalten hat, die Schilde- 
rung seines Verhaltens und die Auswirkung der Weitergabe 
(Notiz) in Wahrung seiner Rechte zu verfolgen. 

Der gesamte Vorfall wird überdies vom Geschwaderkommo- 
dore zum Gegenstand einer eingehenden Belehrung über die 
Pflichten zu Kameradschaft und Wahrhaftigkeit gemacht. 

Es bedarf nicht der Erwähnung, daß ich einen solchen Vorfall 
nicht billige, sondern ihn bedauere. Daher habe ich die Abtei- 
lung Streitkräfte angewiesen, in der „Information für die Truppe" 
eine umfassende Darstellung der augenblicklichen Situation in 
der NATO zur Unterrichtung der Truppe zu veröffentlichen, damit 
sich ein derartiges Ereignis nicht wiederholt. 


IX. 5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Tätigkeit 
Fellermaier der Luftbeobachtungstrupps und die Feststel- 

lung von Verstößen gegen die angeordnete 
Mindestflughöhe über Städten und geschlos- 
senen Ortschaften auch durch zivile Stellen 
und Personen dadurch zu verbessern, daß künf- 
tig die Kennummern an den Maschinen an ein- 
heitlicher Stelle, größer und nicht nur am 
Rumpf, sondern auch an den Tragflächen in 
deutlich lesbarer Form angebracht werden? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers von Hassel 
vom 4. August 1966 

Die Bundesregierung ist bereit, alle Maßnahmen zu treffen, die 
dazu beitragen können, die Feststellung von Verstößen gegen 
bestehende Bestimmungen zu verbessern. Ich lasse daher über- 
prüfen, ob Ihr Vorschlag hinsichtlich der einheitlichen Kenn- 
zeichnung der Flugzeuge durchführbar ist. Dies wird einige Zeit 
in Anspruch nehmen, da unterschiedliche Größe und Bauweise 
der Flugzeuge der Bundeswehr eine gründliche Untersuchung 
erfordern. Ich werde Sie von dem Ergebnis unterrichten. 


IX. 6. Abgeordneter Haben sich inzwischen die alliierten Luftstreit- 

Fellermaier kräfte der Heraufsetzung der Mindestflughö- 

he für Düsenmaschinen von 9 000 auf 1 1 000 
Meter im Luftraum der Bundesrepublik zur 
Verminderung der Lärmbelästigung ange- 
schlossen, nachdem der Bundesverteidigungs- 
minister dies in der Fragestunde am 1. Juli in 
Aussicht stellte? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers von Hassel 
vom 4. August 1966 

Die alliierten Luftstreitkräfte haben sich der Heraufsetzung 
der Mindestflughöhe für Überschallflüge von 30 000 Fuß (9100 m) 
auf 36 000 Fuß (11 600 m) mit Ausnahme der kanadischen Luft- 
waffe noch nicht angeschlossen. Die Verbindungsstelle der Bun- 
deswehr zur Bundesanstalt für Flugsicherung ist angewiesen 
worden, auf der nächsten Sitzung der „Ständigen Militärischen 
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Arbeitsgruppe“ am 28. September 1966 zu versuchen, die Zu- 
stimmung aller Stationierungsstreitkräfte zu der deutschen Rege- 
lung zu erreichen. 

Außerdem befaßt sich der NATO-Ausschuß für europäische 
Luftraumkoordinierung auf seiner Sitzung am 10. und 11. Okto- 
ber 1966 ausschließlich mit der Frage einer einheitlichen Rege- 
lung für Überschallflüge. 


IX. 7. Abgeordneter Ab wann gedenkt der Bundesverteidigungs- 
Kahn-Ackermann minister in welcher Weise sicherzustellen, daß 
bei Starfighterübungsflügen die Bestimmungen 
hinsichtlich der unteren Flughöhe und der 
Flughöhe beim Durchbrechen der Schallmauer 
während des überfliegens der Erholungsge- 
biete am Starnberger See, im Isartal und der 
Stadt und insbesondere des Kreiskrankenhau- 
ses Wolfratshausen eingehalten werden und 
den nunmehr seit 18 Monaten anhalten- 
den vergeblichen Protesten und Eingaben aus 
der Bevölkerung und von Abgeordneten, Bür- 
germeistern und Ärzten gegen den unerträg- 
lich gewordenen und besonders hinsichtlich 
des überfliegens des Wolfratshauscner Kreis- 
krankenhauses unverantwortlichen Flugzeug- 
lärm Rechnung getragen wird? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers von Iiassel 
vom 4. August 1966 

Die Beachtung der Bestimmungen über die Mindesthöhen bei 
Tief- und Überschallflügen wird überwacht. Die Flugzeugführer 
der Bundeswehr werden über diese Bestimmungen regelmäßig 
belehrt. Außerdem sind und werden Luftraumbeobachtungs- 
trupps von Fall zu Fall eingesetzt, um etwaige Verstöße festzu- 
stellen. Bei erwiesenen Verstößen wird der Flugzeugführer be- 
straft. Wegen der hohen Geschwindigkeit der Strahlflugzeuge 
und der damit verbundenen starken Beanspruchung der Flug- 
zeugführer lassen sich jedoch unbeabsichtigte Abweichungen von 
Flughöhe und Flugrichtung nicht völlig ausschließen. 

Allerdings sehe ich mich nicht in der Lage, über dem Gebiet 
südlich von München die Durchführung von Tiefflügen generell 
zu verbieten. Ein solches Verbot würde die Übungsmöglichkeiten 
besonders für die in der Nähe dieses Raumes stationierten Ver- 
bände in unvertretbarer Weise beschränken. 

Ich bitte zu berücksichtigen, daß wegen des Sperrgebietes 
München und der Nähe der österreichischen Grenze der Luftraum 
für Übungsflüge in Oberbayern stark eingeengt ist. Dennoch ist 
die Luftwaffenführung ständig bemüht, die Mehrbelastung, die 
dadurch für das von Ihnen angesprochene Gebiet zwangsläufig 
entsteht, in engstmöglichen Grenzen zu halten. 


IX. 8. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung den gemeinsa- 
Dröscher men Verteidigungsbemühungen für zuträglich, 

daß die monatelang in engster Nachbarschaft 
in unterirdischen Verteidigungsanlagen leben- 
den und auf beste Zusammenarbeit angewie- 
senen Angehörigen der US- und der deutschen 
Streitkräfte eine völlig verschiedene Verpfle- 
gung bekommen, wobei für die amerikanische 
das Mehrfache des Betrages aufgewandt wird, 
den die deutsche Verwaltung aufwenden kann? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers von Hassel 
vom 2. August 1966 

Den Soldaten (Offizieren, Unteroffizieren und Mannschaften) 
der Bundeswehr wird eine Verpflegung bereitgestellt, die auf 
deutsche Verzehrsgewohnheiten ausgerichtet ist und den ernäh- 
rungsphysiologischen Forderungen an eine militärische Gemein- 
schaftsverpflegung voll entspricht. 

Es besteht kein Anlaß, von dieser — typisch deutschen — - 
Verpflegung abzugehen und sie aus den von Ihnen geltend ge- 
machten Gründen der amerikanischen Verpflegung anzugleichen. 
Bei vielen gemeinsamen Übungen und Ubungsplatzaufenthalten 
zeigt es sich, daß deutsche Soldaten zwar eine Zeitlang — eine 
gewisse Neugier spielt dabei mit — gern an der amerikanischen 
Verpflegung teilnehmen, dann aber wieder deutsche Verpflegung 
verlangen. Das gilt übrigens auch für die Verpflegung anderer 
alliierter Streitkräfte, an der deutsche Soldaten schon teilgenom- 
men haben und teilnehmen. Diese Feststellungen, die auch für die 
Soldaten der anderen NATO-Streitkräfte gleichermaßen zutreffen, 
sind hauptsächlich der Grund dafür, daß die Versorgung der 
NATO-intigriert eingesetzten Verbände der alliierten Streitkräfte 
und der Bundeswehr mit Verpflegung eine nationale Aufgabe 
innerhalb nationaler Versorgungssysteme geblieben ist. An die- 
sem Grundsatz ändert sich auch nichts dadurch, daß diese Systeme 
in bezug auf den Nachschub sowie die Deckung eines Anschluß- 
bedarfs aufeinander abgestimmt sind und daß sich die Streit- 
kräfte im Falle einer notwendigen Versorgungshilfe gegenseitig 
durch die Bereitstellung von Verpflegung unterstützen. 

Das Verpflegungsgeld, das zur Beschaffung einer Tagesver- 
pflegung für einen Soldaten der Bundeswehr im Inland zur Ver- 
fügung steht, beträgt z. Z. 2,90 DM. Dieser Betrag wird bei 
Vorliegen besonderer Umstände, z. B. Preiserhöhungen, Unter- 
nehmerverpflegung, Übungen usw., erhöht. Er wird immer in der 
Höhe festgesetzt, daß eine qualitativ gute und quantitativ aus- 
reichende, den ernährungsphysiologischen Forderungen entspre- 
chende Verpflegung je Soldat und Tag beschafft werden kann. 

Den amerikanischen Streitkräften steht für die Beschaffung 
einer Tagesverpflegung eines Soldaten z. Z. ein Betrag von um- 
gerechnet ca. 4,65 DM zur Verfügung. Hierbei sind die Messe- 
beiträge, die Offiziere und Unteroffiziere zusätzlich bezahlen 
müssen — sie erhalten im Gegensatz zu den Offizieren und 
Unteroffizieren der Bundeswehr eine sogenannte verbesserte 
Truppenverpflegung (3-Küchensystem) - — nicht berücksichtigt. 
Dieser Betrag ist zwangsläufig höher als der deutsche Satz, da er 
auf die Preise des amerikanischen Lebensmittelmarktes ausge- 
richtet ist. Wenn Einheiten der Bundeswehr mit Verpflegungs- 
mitteln des amerikanischen Lebensmittelmarktes versorgt wer- 
den müßten, so müßte neben dem Verpflegungsgeld von 2,90 DM 
ein sogenannter Verpflegungsgeldausgleich in Höhe von ca. 
1,20 DM gewährt werden. 

Den Einheiten würden dann 4,10 DM (2,90 DM und 1,20 DM) 
für die Beschaffung einer Tagesverpflegung für einen Soldaten 
zur Verfügung stehen. Dieser Betrag liegt nur um rd. 0,50 DM 
unter dem Verpflegungsgeld bei den amerikanischen Streitkräf- 
ten. Da die Bundeswehr ihre Lebensmittel im Inland auf dem 
deutschen Markt beschafft und sich nach den deutschen Ver- 
zehrsgewohnheiten zu richten hat, ist diese Mehrausgabe jedoch 
nicht erforderlich und auch nicht zu vertreten. 
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Abschließend weise ich darauf hin, daß das Verpflegungsgeld 
bei anderen NATO-Streitkräften (Ausnahme: italienische Streit- 
kräfte) im westeuropäischen Raum etwa dem Verpflegungsgeld 
der Bundeswehr entspricht: 

britische Streitkräfte 3,25 DM (Unteroffiziere und 

Mannschaften) 

belgische Streitkräfte 2,55 DM (Mannschaften) 

3,15 DM (Unteroffiziere) 
französische Streitkräfte 2,85 DM (Mannschaften) 

italienische Streitkräfte 4,10 DM (Mannschaften) 

holländische Streitkräfte 2,65 DM (Unteroffiziere und 

Mannschaften). 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


X. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Falle der 
Kulawig Nichtanerkennung der Als-ob-Tarife als Wett- 

bewerbstarife durch die Hohe Behörde einen 
Antrag auf Genehmigung von Ausnahmetari- 
fen gemäß Artikel 70 Abs. 4 EGKS-Vertrag zu 
stellen, wenn dadurch erreicht werden kann, 
daß die bisherigen Als-ob-Tarife als zeitlich 
unbefristete Ausnahmetarife weiter bestehen 
bleiben? 

X. 2. Abgeordneter Würde die Bundesregierung den in Frage X/l 
Kulawig erwähnten Antrag insbesondere dann zu stel- 

len bereit sein, wenn das die einzige Möglich- 
keit wäre, im Rahmen des EGKS-Vertrages 
Sondertarife für die saarländische Industrie zu 
erreichen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 28. Juli 1966 

Die Hohe Behörde hat mit Entscheidung vom 20. Juli 1966 die 
Als-ob-Tarife ohne zeitliche Befristung auf Grund der Artikel 2 
bis 5 und 70 des EGKS-Vertrages genehmigt. Die Genehmigung 
ist mit Auflagen verbunden, wobei die Hohe Behörde vor allem 
die Ausdehnung des Örtlichen Geltungsbereichs bei einigen 
Ausnahmetarifen fordert. Die Bundesregierung wird im Beneh- 
men mit allen Beteiligten die Entscheidung prüfen und danach 
ihre Haltung festlegen. 


X. 3. Abgeordneter Was ist die Auffassung des Bundsverkehrs- 
Dr. Müller-Emmert ministers zu dem Vorschlag, an den Rast- 
plätzen der Bundesautobahnen Toilettenan- 
lagen zu errichten, um dadurch der in der 
Hauptreisezeit besonders unliebsam zu Tage 
tretenden Verschmutzung der Rastplätze, die 
auch erhebliche Ansteckungsgefahren in sich 
birgt, entgegenzutreten? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 1. August 1966 

Um der zunehmenden Verschmutzung der Umgebung der Rast- 
plätze an den Bundesautobahnen entgegenzuwirken, hat der 
Bundesminister für Verkehr sowohl den Bau von Toilettenan- 
lagen mit Verkaufskiosk durch die Gesellschaft für Nebenbe- 
triebe der Bundesautobahnen m. b. H. als auch die Aufstellung 
von kleineren Toilettenanlagen verschiedenen Typs aus Haus- 
haltsmitteln des Bundes veranlaßt. Es sollen in einem Versuch 
die zweckmäßigste Ausführung ermittelt und die Probleme der 
Wartung, Reinigung und Entleerung der Anlagen geprüft werden. 
Sobald die ersten Erfahrungsberichte vorliegen, wird entschieden, 
ob, in welcher Form und in welchen Abständen weitere Anlagen 
aufgestellt werden sollen. Dabei spielen die Möglichkeiten der 
Wasserzuführung und der Abwasserabführung für die einzelnen 
Rastplätze, an denen Toiletten errichtet werden sollen, eine 
bedeutsame Rolle. 


X 4. Abgeordneter Hält es der Bundesverkehrsminister angesichts 
Felder der Häufung von Verkehrsunfällen nicht doch 

für zweckmäßig, innerhalb einer bestimmten 
Ubergangsfrist die obligatorische Anbringung 
von Sicherheitsgurten in den Personenkraft- 
wagen zu erwägen? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 30. Juli 1966 

Die Unfallfolgen mindernde Wirkung der Sicherheitsgurte und 
damit die Zweckmäßigkeit ihrer Verwendung ist unbestritten. 
Aus diesem Grunde wird die Verwendung von Sicherheitsgurten 
von mir seit langem immer wieder empfohlen. 

Die Möglichkeit, das Anbringen von Sicherheitsgurten in 
Kraftfahrzeugen vorzuschreiben, wurde bereits eingehend er- 
wogen. Dabei setzte sich die Auffassung durch, vom Erlaß einer 
entsprechenden Vorschrift zum gegenwärtigen Zeitpunkt Ab- 
stand zu nehmen. Das Ziel, die Unfallfolgen zu vermindern, läßt 
sich nur erreichen, wenn die Sicherheitsgurte angelegt werden. 
Eine Ausrüstungsvorschrift allein kommt diesem Ziel nicht näher 
und eine weitergehende Vorschrift, die auch das Anlegen der 
Sicherheitsgurte zur Pflicht macht, wäre mit Artikel 2 Abs. 1 des 
Grundgesetzes nicht zu vereinbaren. Die Entscheidung, einen 
Sicherheitsgurt zu verwenden, muß dem einzelnen überlassen 
bleiben, zumal besonders gelagerte Einzelfälle denkbar sind, in 
denen sich die Verwendung eines Sicherheitsgurtes einmal nach- 
teilig auswirken könnte. Außerdem ist nicht auszuschließen, daß 
sich eine Ausrüstungsvorschrift ungünstig auf die Bestrebungen 
auswirkt, eine vermehrte Verwendung der Gurte zu erreichen. 
Die Benutzung der Gurte setzt voraus, daß der Fahrer von der 
Zweckmäßigkeit dieser Maßnahme überzeugt ist. Darüber hinaus 
stützt sich diese Überzeugung meist auf die Verwendung einer 
bestimmten Gurtart. Werden mit Sicherheitsgurten ausgerüstete 
Fahrzeuge an Käufer geliefert, die von der Zweckmäßigkeit noch 
nicht überzeugt sind oder entspricht die im Fahrzeug eingebaute 
Gurtart nicht den Vorstellungen des Käufers, dann wird der 
Käufer verärgert sein und nun diese Gurte erst recht nicht be- 
nutzen. 
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Es ist daher vorgesehen, die bisher freiwillige Ausrüstung der 
Fahrzeuge mit Befestigungspunkten durch Rechtsverordnung 
vorzuschreiben, so daß der Käufer ohne Schwierigkeiten Gurte 
seiner Wahl anbringen kann. Außerdem soll der Industrie unter 
Hinweis auf spätere Vorschriften nahegelegt werden, die Fahr- 
zeuge auf freiwilliger Basis mit Gurten auszurüsten, die bei 
Nichtgefallen herausgenommen oder durch andere ersetzt werden 
können. Dabei ist der Preis gesondert zu berechnen bzw. abzu- 
setzen. 

X. 5 . Abgeordneter Wie erklärt sich die Bundesregierung die Fest- 

Mertes Stellung der Arbeitsgemeinschaft der Verbrau- 

cherverbände in ihrer Veröffentlichung vom 
25. Juni 1966, daß eine Rückfahrkarte 1. Klas- 
se Bonn— Den Haag in Reisebüros und am 
Fahrkartenschalter der Bundesbahn zu Prei- 
sen angeboten wird, die zwischen 57,50 DM 
und 72 DM liegen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 3. August 1966 

Die Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände befand sich 
in einem Irrtum, als sie in ihrer Veröffentlichung vom 25. Juni 
1966 angebliche Mißstände beim Verkauf von Fahrausweisen 
rügte. Diese Darstellung ist inzwischen von der Deutschen Bun- 
desbahn richtig gestellt worden. 

Tatsächlich werden an den Schaltern der Deutschen Bundesbahn 
dieselben Fahrpreise erhoben, wie sie die Reisebüros in Rech- 
nung stellen. Wenn bei Nachfragen unterschiedliche Preise ge- 
nannte worden sind, so ist die Erklärung darin zu finden, daß 
unterschiedliche Reisewege, Zuggattungen oder Fahrkartensorten 
zugrunde gelegt worden sind. Die Preise schwanken naturgemäß 
nach dem beabsichtigten Fahrweg; im Falle der Relation Bonn — 
Den Haag kommen z. B. die Übergänge Vcnlo, Nijmegen und 
Emmerich in Betracht. Der Anteil der Strecke, die in den Nieder- 
landen zurückgelegt wird und die bei den drei Reiserouten ver- 
schieden lang ist, spiegelt sich ebenfalls im Fahrkartenpreis. 
Außerdem macht es einen Unterschied, ob Rückfahrkarten mit 
zweimonatiger Geltungsdauer gelöst werden, oder solche mit 
eintägiger Gültigkeit. Schließlich ist an die unterschiedlichen 
Zuschläge für die verschiedenen in Betracht kommenden Zug- 
gattungen (D-Zug, F-Zug, TEE) zu denken. Daraus ergibt sich 
für die Relation Bonn — Den Haag eine Preisspanne zwischen 
54,80 DM und 79,80 DM. Wieviel der Reisende im Einzelfall zu 
zahlen hat, hängt ausschließlich von der Wahl ab, die er selbst 
trifft. 

X. 6. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der Empfehlung 
Mertes der Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherver- 

bände zu, daß es zweckmäßig sei, vor allem 
vor größeren Reisen den Fahrkartenpreis bei 
mehreren Stellen zu erfragen, um von dem 
billigsten Angebot Gebrauch machen zu kön- 
nen? 

Schriftliche Antwort des Bimdesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 3. August 1966 

Die Bundesregierung hält die Empfehlung der Arbeitsgemein- 
schaft der Verbraucherverbände nicht für sinnvoll, weil, wie 
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bereits ausgeführt, in den Reisebüros keine anderen Fahrpreise 
gefordert werden, als sie die Bundesbahn beim Kauf der Fahr- 
karten am Schalter erhebt. 

X. 7. Abgeordneter Welche Initiativen hat die Bundesregierung 
Fritz ihrer Stellungnahme vom Juni 1965 zum Be- 

(Wiesbaden) rieht der Sachverständigenkommission zur 

Untersuchung der Verkehrssituation in den 
Gemeinden, wonach sie die Notwendigkeit 
anerkannt hat, den öffentlichen Linienverkehr 
durch geeignete Maßnahme zu fördern und 
seine Leistungsfähigkeit zu stärken, folgen 
lassen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 10. August 1966 

1. Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme zum Sach- 
verständigenbericht vom 18. Juni 1965 (Drucksache IV/3602) 
ihre Bereitschaft erklärt, mit den Ländern zusammen .ein Pro- 
gramm zur Steigerung der Leistungsfähigkeit der Unterneh- 
men des öffentlichen Personennahverkehrs einschließlich der 
Eisenbahnen zu erarbeiten. 

Die Bundesregierung ist alsbald nach Abgabe der Stellung- 
nahme an die Länder mit der Bitte um Aufnahme der gemein- 
samen Arbeiten herangetreten. Sie hat inzwischen in Aus- 
füllung des von ihr vorgeschlagenen Rahmenprogramms den 
Ländern ein Arbeitsprogramm übersandt, in dem die einzel- 
nen Maßnahmen zur Förderung des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs einen breiten Raum einnehmen. Die Vorberei- 
tungen für die gemeinsamen Beratungen sind im wesentlichen 
abgeschlossen. 

2. Außerdem hat die Bundesregierung folgende Initiativen er- 
griffen: 

a) Im Bundeshaushalt für das Jahr 1966 ist ein Betrag von 
120 Millionen DM als Beitrag zur Aufrechterhaltung des 
Berufs- und sonstigen zu Sozialtarifen abgewickelten Per- 
sonennahverkehrs der Deutschen Bundesbahn ausgebracht 
worden. 

b) Zur Verbesserung der Verkehrsbedienung wird unter Be- 
teiligung der Länder ein Entwurf zur Änderung des Per- 
sonenbeförderungsgesetzes erstellt. 

c) Um den Fahrzeugen des öffentlichen Personennahverkehrs 
die Teilnahme am Straßenverkehr zu erleichtern, hat der 
Bundesminister für Verkehr die Aufnahme entsprechen- 
der Bestimmungen in den Entwurf einer neuen Straßen- 
verkehrs-Ordnung vorgesehen. 

d) Sie nimmt teil an dem Bau der Münchener Verbindungs- 
bahn (Bau der Tunnelröhre für die neue Strecke der Deut- 
schen Bundesbahn). 

3. Mit den beteiligten Ressorts und Fachverbänden ist eine über 
die bestehenden Vergünstigungen hinausgehende Befreiung 
von der Beförderungsteuer für den öffentlichen Personen- 
nahverkehr erörtert und abgestimmt worden. Im Hinblick auf 
den Fortschritt der Beratungen im Finanzausschuß des Deut- 
schen Bundestages über das Nettoumsatzsteuergesetz (Druck- 
sache V/48) sind jedoch Bedenken entstanden, das Beförde- 
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rungsteuergesetz noch in materieller Hinsicht zu ändern, 
weil die Beförderungsteuer mit Inkrafttreten des geplanten 
Nettoumsatzsteuergesetzes entfallen soll. Eine Entscheidung 
steht noch aus. 

Die Prüfung anderer steuerlicher Maßnahmen zur Entlastung 
der Unternehmen des öffentlichen Personennahverkehrs ist 
ebenfalls noch nicht abgeschlossen. Hierzu gehört auch die 
Erwägung der Beschränkung der steuerlichen Vorteile bei 
Benutzung eines eigenen Personenkraftwagens auf der Fahrt 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte. 

4. Die Arbeiten zur Vorlage eines Vorschlages zur zusätzlichen 
Finanzierung von Maßnahmen zur Verbesserung der Ver- 
kehrsverhältnisse der Gemeinden sind aufgenommen worden. 

5. Ein von der Verkehrsministerkonferenz der Länder eingesetz- 
ter Arbeitskreis erstellt unter Beteiligung des Bundesministers 
für Verkehr ein 12-Jahre-Investitionsprogramm zunächst für 
die vordringlichsten Vorhaben des schienengebundenen öf- 
fentlichen Nahverkehrs in den großen Städten. 


X. 8. Abgeordneter Wieviel Unfälle mit welchen Folgen (Perso- 
Biechele nen- und Sachschäden) ereigneten sich 1965 

und 1966 an der sogenannten Todeskurve der 
B 33 beim Cafe Adler in Hegne (Kreis Kon- 
stanz) ? 


X. 9. Abgeordneter Gibt es keine Möglichkeit, die Gefährlichkeit 

Biechele der in Frage X/8 erwähnten Kurve zu be- 

seitigen oder doch zu vermindern, nachdem im 
Jahre 1966 schon vier Todesopfer durch Un- 
fälle an dieser Gefahrenstelle zu beklagen 
sind? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 10. August 1966 

Nach Ihren Darlegungen hat sich in den Jahren 1965 und 1966 
auf der Bundesstraße 33 bei Hegne eine größere Zahl von schwe- 
ren Unfällen ereignet, die auf die Linienführung der Bundes- 
straße zurückzuführen sein sollen. Eine Rückfrage bei der Auf- 
tragsverwaltung des Landes Baden-Württemberg hat diesen 
Sachverhalt hinsichtlich der Schwere der Unfälle im wesentlichen 
bestätigt. Allerdings glaubt die Auftragsverwaltung, daß die 
maßgebliche Unfallursache in der überhöhten Geschwindigkeit 
der von der Ortsumgehung Allensbach kommenden Fahrzeuge zu 
erblicken ist. Um hierüber zuverlässige Angaben machen zu kön- 
nen, werden gegenwärtig noch entsprechende Erhebungen bei 
den zuständigen Polizeidienststellen durchgeführt. Ich werde des- 
halb, um Ihre Frage nach der Zahl und der Ursache der Unfälle 
eingehend beantworten zu können, nochmals darauf zurückkom- 
men müssen, wenn mir die hierzu angeforderte Stellungnahme 
vorliegen wird. 

Die Straßenbauverwaltung ist selbstverständlich darum be- 
müht, latente Ursachen für Verkehrsunfälle zu beseitigen, auch 
wenn die Umstände der bisherigen Unfälle vorwiegend auf 
menschliches Versagen schließen lassen. Daher ist beabsichtigt, 
die Bundesstraße 33 bei Hegne in den kommenden Jahren im 
Zusammenhang mit dem Neubau der Ortsumgehung von Woll- 
matingen auszubauen. Um jedoch schon recht bald eine Verbes- 
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serung der Trassenführung zu erzielen, wird im Bereich der 
Zufahrt nach Hegne eine besondere Linksabbiegerspur angeord- 
net und gleichzeitig eine wesentliche Abflachung der Kurve 
vorgenommen. Damit wird ein Befahren des fraglichen Straßen- 
abschnittes auch mit höherer Geschwindigkeit möglich sein. Ge- 
genwärtig befindet sich die Planung für diese Maßnahme in 
Bearbeitung. Ich rechne damit, daß die Bauausführung im kom- 
menden Frühjahr vorgenommen werden kann. 


X. 10. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


Kann die Bundesregierung mitteilen, aus 
welchen Gründen der Ausbau der Bundesstra- 
ßen im Raume Bonn, der von in- und aus- 
ländischen Besuchern als „Visitenkarte" der 
Bundesrepublik empfunden wird, insbesonde- 
re im Bereich Bad Godesberg, bisher in viel- 
fältig veränderten Plänen steckengeblieben 
ist? 


X. 11. Abgeordneter Wann kann in welcher Weise der derzeit 
Dr. Schulze- überaus unbefriedigende Zustand überwunden 

Vorberg werden? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 15. August 1966 

Die Neuordnung des Bundesfernstraßennetzes im Großraum 
Bonn macht, abweichend von der Tendenz der Fragestellung, im 
allgemeinen gute Fortschritte. So laufen die sehr kostenaufwen- 
digen Großmaßnahmen, wie die 6-spurige Verbreiterung der 
Bundesautobahn Köln — Bonn, der Bau der Nordspange Bonn 
mit Rheinbrücke und rechtsrheinischer Weiterführung bis Köln, 
im wesentlichen planmäßig. Auch die Vorbereitungen für den 
Bau der Bonner Südbrücke sind in vollem Gange. Insoweit trifft 
es nicht zu, daß der Ausbau der Bundesstraßen in vielfältig 
veränderten Plänen steckengeblieben ist. 

Für einzelne Planungen allerdings, bei denen sich die verschie- 
densten Interessen auf engem Raum begegnen, wie bei der Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse in Bad Godesberg, benötigen 
die gegenseitigen Abstimmungen einen größeren Zeitraum. So 
mußten in Bad Godesberg zur richtigen Beurteilung der vorhan- 
denen und der zu erwartenden Verkehrsmengen umfangreiche 
Voruntersuchungen durchgeführt werden, die erst mit der Fertig- 
stellung des Entwurfs eines Generalverkehrsplans durch ein 
Ingenieurbüro im Frühjahr d. J. ihren Abschluß fanden. Auf der 
Grundlage dieser Ergebnisse hat die Stadt Bad Godesberg ihre 
Vorstellungen für eine stufenweise zu verwirklichende Verkehrs- 
lösung erarbeitet, die nun gemeinsam mit dem Landschaftsver- 
band Rheinland, dem Ministerium für Landesplanung, Wohnungs- 
bau und öffentliche Arbeiten des Landes Nordrhein-Westfalen 
und dem Bundesverkehrsministerium weiter verfolgt wird, über 
die vordringlich durchzuführenden Maßnahmen besteht Einver- 
ständnis. Als sichtbares Zeichen für den Beginn der Bauarbeiten 
wird Ende 1966/Anfang 1967 mit der neuen Unterführung unter 
der Bundesbahn südlich der Wurzerstraße begonnen werden. 

Anders als bei den vorerwähnten in der Baulast des Bundes 

durchzuführenden Maßnahmen ist in Bonn die Stadt für ihre 
Ortsdurchfahrten auch im Zuge von Bundesstraßen allein zu- 
ständig. Um jedoch die Stadt finanziell zu entlasten, fördert der 
Bund die Ausbaumaßnahmen im Zuge der B 9, B 9a und B 56 
mit Bundeszuschüssen bis zu rund 48 Millionen DM, die jeweils 
entsprechend dem Baufortschritt zur Verfügung gestellt werden. 
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XI. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


XI. 1. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß die Bundes- 

Hirsch regierung über entsprechende Vereinbarun- 

gen mit der USA-Regierung deutschen Funk- 
amateuren die Möglichkeit verschafft, in den 
USA eine Sendeerlaubnis zu bekommen, zu- 
mal umgekehrt USA-Funkamateure schon seit 
geraumer Zeit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land derartige Lizenzen bekommen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Stückten 
vom 22. Juli 1966 

Wenn deutsche Funkamateure in den USA bisher keine Lizen- 
zen für den Betrieb von Amateurfunkstellen erhalten haben, so 
lag das daran, daß in den USA die gesetzlichen Grundlagen 
hierfür fehlten. 

Nachdem jedoch in den USA die gesetzlichen Grundlagen ge- 
schaffen worden sind, auch anderen als US-Bürgern derartige 
Lizenzen zu erteilen, sind die beteiligten amerikanischen und 
deutschen Verwaltungen übereingekommen, durch einen Noten- 
austausch eine Vereinbarung über das Erteilen derartiger Lizen- 
zen auf der Basis der Gegenseitigkeit zu treffen. 

Die Botschaft der Vereinigten Staaten von Amerika und das 
Auswärtige Amt haben die Entwürfe entsprechender Noten aus- 
getauscht. Mit dem Inkrafttreten der Vereinbarung über die 
Gegenseitigkeit beim Erteilen von Lizenzen für Funkamateure 
des anderen Landes ist zu rechnen, sobald die Botschaft der 
Vereinigten Staaten von Amerika diesen Notenwechsel ab- 
schließend bestätigt hat. 


XI 2. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Aufgabe einer 
Flörmann ganzseitigen Anzeige der Deutschen Bundes- 

(Freiburg) post in dem rechtsradikalen „Deutschen Stu- 

denten-Anzeiger" Nr. 31 vom Sommersemester 
1966, 3. Ausgabe, für richtig? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Stücklen 
vom 2. August 1966 

Die Deutsche Bundespost hat, wie Ihnen sicher bekannt sein 
wird, einen erheblichen Bedarf an Ingenieuren und Diplom- 
ingenieuren. Sie ist daher gezwungen, auch im Wege der An- 
zeigenwerbung möglichst viele Studenten auf diese Berufsmög- 
lichkeit in ihrem Bereich aufmerksam zu machen. Bei den in 
diesem Zusammenhang notwendigen Vorbereitungsarbeiten für 
einen Anzeigenauftrag an 36 Studentenzeitschriften war bei der 
Durchsicht des aus einer früheren Auflage stammenden Ansichts- 
exemplars der „Deutsche Studenten-Anzeiger" bedauerlicher- 
weise nicht als extrem rechtsorientiert aufgefallen. Der Auftrag 
an diese Zeitschrift ist somit als ein verwaltungsmäßiges Ver- 
sehen anzusehen und keinesfalls als eine gewollte Unterstützung 
rechtsradikaler Bestrebungen. 

Ich sehe mich, sehr geehrter Herr Kollege, mit Ihnen einig in 
der Besorgnis über die Entwicklung rechtsextremer Strömungen 
in der Bundesrepublik Deutschland. Ich darf Ihnen versichern, 
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daß ich inzwischen durch geeignete Maßnahmen Vorsorge ge- 
troffen habe, daß künftig weder der „Deutsche Studenten-An- 
zeiger" noch andere gleichermaßen ausgerichtete Publikations- 
org.ane Anzeigenaufträge erhalten werden. 

XI. 3. Abgeordneter Bis wann wird es ermöglicht, daß die Bevöl- 
Dr. Müller-Emmert kerung von Lauterecken, Landkreis Kusel, und 
Umgebung das 2. Fernsehprogramm empfan- 
gen kann? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Stückten 
vom 2. August 1966 

Lauterecken hat 2756 Einwohner und liegt im Versorgungs- 
bereich des in Betrieb befindlichen Fernsehsenders Donnersberg. 
Wegen seiner ungünstigen Lage kann der Ort jedoch von diesem 
Fernsehsender nicht direkt versorgt werden. Es ist daher beab- 
sichtigt, in der Nähe von Lauterecken eine Fernseh-Frequenz- 
umsetzeranlage zu errichten. Die Vorermittlungen hierfür sind 
bereits abgeschlossen. 

Ob das geplante Bauvorhaben durchgeführt werden kann, hängt 
davon ab, ob es der Deutschen Bundespost ermöglicht wird, die 
für das Rechnungsjahr 1967 in Aussicht genommenen Investitio- 
nen zu finanzieren. 

XI. 4. Abgeordneter Nach welchem Schlüssel verteilt die Bundes- 

Dr. Kübler post Anzeigen auf Zeitungen, die sie durch 

ihre Anzeigen finanzieren hilft? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Bornemann 
vom 11. August 1966 

Die Deutsche Bundespost hat, wie Ihnen sicher bekannt sein 
wird, einen erheblichen Bedarf an Ingenieuren und Diplom-In- 
genieuren. Sie ist daher gezwungen, auch im Wege der Anzei- 
genwerbung möglichst viele Studenten auf diese Berufsmöglich- 
keit in ihrem Bereich aufmerksam zu machen. Sie vergibt diese 
Anzeigen nicht nach einem festgelegten Schlüssel und keinesfalls 
in der Absicht, einer bestimmten Zeitung oder Zeitschrift damit 
finanziell zu helfen. Der dem „Deutschen Studenten- Anzeiger" 
erteilte Anzeigenauftrag war Teil eines Gesamtauftrages über 
je zwei Anzeigen in 36 Studentenzeitschriften. Diese Zeitschriften 
wurden nach ihrer Auflagenhöhe ausgewählt. Sie erreichen 
nahezu alle in Frage kommenden Studenten. 

XI. 5. Abgeordneter Kennt der Bundespostminister die Nr. 31 des 

Dr. Kübler Deutschen Studenten- Anzeigers, in dem mit 

Bildern über den NDP-Parteitag dem Deut- 
schen Gewerkschaftsbund unterstellt wird, zu 
den Feinden der Demokratie zu gehören? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Bornemann 
vom 11. August 1966 

Die Ausgabe Nr. 31 des „Deutschen Studenten-Anzeigers" ist 
mir inzwischen bekannt. Bei den Vorbereitungsarbeiten für einen 
Anzeigenauftrag war bei der Durchsicht des aus einer früheren 
Auflage stammenden Ansichtsexemplars der „Deutsche Studen- 
ten-Anzeiger" bedauerlicherweise nicht als extrem rechtsorien- 
tiert aufgefallen. Der Auftrag an diese Zeitschrift ist somit als 
ein verwaltungsmäßiges Versehen anzusehen und nicht als eine 
gewollte Unterstützung rechtsradikaler Bestrebungen. 
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XI. 6. Abgeordneter Ist dem Bundespostminister bewußt, daß die 
Dr. Kübler Bundespost allein etwa 70°/o der Anzeigen- 

fläche der in Frage XI/5 erwähnten Zeitung 
füllt? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Bornemann 
vom 11. August 1966 

Es ist richtig, daß die Anzeige der Deutschen Bundespost 
einen erheblichen Teil der Anzeigenfläche des „Deutschen Stu- 
denten-Anzeigers“ füllt. Die Anzeige ist nach werbewirksamen 
Gesichtspunkten gestaltet und nimmt daher zwangsläufig einen 
erheblichen Teil der Anzeigenfläche des „Deutschen Studenten- 
Anzeigers“ ein. Dabei bitte ich Sie jedoch zu berücksichtigen, 
daß es sich im vorliegenden Falle nicht um einen gezielten 
Einzelauftrag an den „Deutschen Studenten- Anzeiger“, sondern 
praktisch um einen großflächigen Anzeigenauftrag in der Stu- 
dentenpresse mit nennenswerter Auflage handelte. 

Ich sehe mich mit Ihnen einig in der Besorgnis über die Ent- 
wicklung rechtsextremer Strömungen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Ich darf Ihnen versichern, daß ich inzwischen durch 
geeignete Maßnahmen Vorsorge getroffen habe, daß künftig 
weder der „Deutsche Studenten- Anzeiger“ noch andere gleicher- 
maßen ausgerichtete Publikationsorgane Anzeigenaufträge er- 
halten werden. 


XII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 


XII. 1. Abgeordnete Entsprechen die — laut Bonner General- An- 
Frau Meermann zeiger vom 21. Juni 1966 — in dem Gutach- 
ten des vom Bundeswohnungsbauministerium 
gebildeten Arbeitskreises „künftige Woh- 
nungsbaufinanzierung“ gemachten Feststel- 
lungen der Auffassung des Bundeswohnungs- 
bauministers? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Bücher 
vom 28. Juli 1966 

Die — nicht auf das Bundeswohnungsbauministerium zurück- 
gehende * — Pressenotiz, die Sie im Bonner General- Anzeiger vom 
21. Juni 1966 gelesen haben, greift ziemlich willkürlich einige 
Feststellungen und Thesen aus dem Gutachten zur „zukünftigen 
Wohnungsbaufinanzierung“ heraus. 

Ich nehme an, Ihre Frage bezieht sich in erster Linie auf die 
Schlagzeile: „Die Wohnungsmieten sind tragbar“. Diese Schlag- 
zeile ist insofern schillernd, als sie sich sowohl auf die Mieten 
neuester Wohnungen als auch auf die Mieten des (älteren) 
Wohnungsbestandes beziehen kann. In dem Gutachten selbst 
heißt es unter Abschnitt D Ziffer 3 wörtlich: „Die Mieten des 
größten Teils der vorhandenen Wohnungen sind für die Masse 
der Bevölkerung tragbar“. Ich halte diese Aussage für richtig, 
zumal Härten durch das Wohngeld vermieden werden. 


Was die Mieten der neuesten Wohnungen anlangt, so ist er- 
gänzend festzustellen, daß sie, soweit es sich um Neubauwoh- 
nungen für Angehörige der breiten Schichten des Volkes handelt 
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(Sozialwohnungen), durch objektbezogene Subventionen und 
erforderlichenfalls auch durch das subjektbezogene Wohngeld 
tragbar gemacht werden. 

Das Gutachten zur „zukünftigen Wohnungsbaufinanzierung", 
das in meinem Hause eingehend geprüft wird und das ich als 
wertvollen Beitrag zur wohnungspolitischen Diskussion ansehe, 
wird in der nächsten Nummer des Bundesbaublattes im vollen 
Wortlaut veröffentlicht werden. Zu Ihrer persönlichen Unter- 
richtung übersende ich Ihnen vorab ein Exemplar des Gutachtens. 


XII. 2. Abgeordneter Wird 1967 mit einer allgemeinen Gebäude- 
Bäuerle und Wohnungszählung zu rechnen sein und 

wird sich der Bundeswohnungsbauminister 
für die Durchführung dieser Aktion einsetzen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Bücher 
vom 29. Juli 1966 

Die Notwendigkeit einer neuen Gebäude- und Wohnungs- 
zählung ist unbestritten. Meinungsversdiiedenheiten bestehen 
nur hinsichtlich des Zeitpunktes ihrer Durchführung und hin- 
sichtlich ihres Umfangs. Teilweise wird die Auffassung vertreten, 
die Gebäude- und Wohnungszählung solle zur Erzielung von 
Kosteneinsparungen und zur Vermeidung eines zweimaligen 
Aufbaues der Zählerorganisation mit der für 1970 geplanten 
Volkszählung verbunden werden. Demgegenüber vertrete ich 
— in Übereinstimmung mit allen fachlich interessierten Stel- 
len — die Auffassung, daß eine Zusammenlegung mit der Volks- 
zählung zu nicht vertretbaren Erkenntnis- und Zeitverlusten 
führen würde. Die Beschaffung zeitnaher Tatsachenfeststellungen 
ist für die künftige Wohnungspolitik von entscheidender Be- 
deutung. Ich werde mich daher weiter mit Nachdruck für die 
Durchführung einer gesonderten Gebäude- und Wohnungszäh- 
lung vor dem Weltzensus des Jahres 1970 einsetzen. 


XII. 3. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für vereinbar 
Dr. Wuermeling mit den Grundsätzen von Treu und Glauben, 
wenn sie Familien mit 5 und mehr Kindern, die 
im Vertrauen auf die zusätzlichen Mittel der 
„Aktion große Familie" ihren Eigenheimbau 
mit Mühe finanziert und begonnen haben, 
durch die plötzliche Einstellung dieser Aktion 
in ernste Schwierigkeiten bei der Restfinan- 
zierung bringt? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Bücher 
vom 3. August 1966 

Die Aktion „Große Familie", im Rahmen derer für kinderreiche 
Familien mit 5 Kindern und mehr bei Errichtung von Familien- 
heimen 6000 DM zusätzliche Bundesmittel bereitgestellt wurden, 
hatte im Jahre 1965 großen Erfolg, mußte jedoch mit Rücksicht 
auf die Einsparungsmaßnahmen im Bundeshaushalt 1966 mit dem 
10. Januar 1966 eingestellt werden. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß dies nach der Erhöhung der Familienzusatzdar- 
lehen durch die Novelle zum Zweiten Wohnungsbaugesetz vom 
24. August 1965 (BGBl. I S. 945) vertretbar ist. Durch diese Ge- 
setzesänderung wurden die Familienzusatzdarlehen wie folgt 
erhöht: 
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Familienzusatzdarlehen 
für Familien mit 5 Kindern 
für Familien mit 6 Kindern 
für Familien mit 7 Kindern 
für Familien mit 8 Kindern 


frühere Regelung 
8 000 DM 
10 000 DM 
12 000 DM 
14 000 DM 


jetzige Regelung 
14 000 DM 
20 000 DM 
26 000 DM 
32 000 DM. 


Für jedes weitere Kind erhöhen sich die Familienzusatzdarlehen 
jeweils um 6000 DM. 

Damit sind die Familien mit 5 Kindern hinsichtlich der Höhe 
der Familienzusatzdarlehen gegenüber der früheren Regelung 
(Zusatzdarlehen und „Große Familie“) gleichgestellt, die übrigen 
Familien sogar nicht unerheblich besser gestellt. 

Die Finanzierung eines Bauvorhabens wird regelmäßig vor 
Baubeginn festgelegt; damit enthalten die Finanzierungspläne 
für die mit den erhöhten Familienzusatzdarlehen finanzierten 
Bauvorhaben nicht mehr die zusätzlichen 6000 DM Bundesmittel. 
Aus diesem Grunde ist es kaum möglich, daß kinderreiche Fami- 
lien nach Baubeginn von der Einstellung der Aktion „Große 
Familie“ überrascht und dadurch in ernsthafte Schwierigkeiten 
bei der Restfinanzierung gebracht werden können. Soweit aber 
vor dem 1. September 1965 nach den alten Grundsätzen finan- 
zierte Bauvorhaben zur Aufstockung der noch geringeren Fami- 
lienzusatzdarlehen der zusätzlichen Bundesmittel bedürfen, sind 
die Zusagen nicht zurückgezogen worden. 


XII. 4. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung ihre vom Bun- 
Dr. Wuermeling deskanzler mehrfach verkündeten familien- 
politischen Ziele dadurch zu verwirklichen, 
daß sie nach den von mir in der Juniausgabe 
des „Kolpingblattes“ („Bundespolitik gegen 
die Familie?“) aufgeführten „10 Schlägen ge- 
gen die Familie“ als weitere Maßnahme gegen 
die Familie nun auch die Wohnungsbauför- 
derungsaktion „Junge Familie“ eingestellt 
hat? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Bücher 
vom 3. August 1966 

Die Aktion „Junge Familie“ ist entgegen anders lautenden 
Pressemeldungen nicht eingestellt worden. Die Presse hat die 
Meldungen berichtigt. 


XIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Familie und Jugend 

XIII. 1. Abgeordnete Wird in allen bundeseinheitlichen Regelungen 
Frau Freyh für Ausbildungsbeihilfen das Kindergeld be- 

ziehungsweise die Ausbildungszulage als Ein- 
kommen der Erziehungsberechtigten gewer- 
tet? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Barth 
vom 28. Juli 1966 


Sämtliche Regelungen des Bundes über Ausbildungsbeihilfen 
machen die Gewährung der Ausbildungsbeihilfe davon abhän- 
gig, daß der Auszubildende und seine Eltern nicht imstande 
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sind, die Ausbildungskosten aus eigenen Mitteln zu decken. 
Sie schreiben daher die Berücksichtigung der Einkünfte dieser 
Personen vor. Zu den Einkünften der Eltern zählen auch das 
Kindergeld und die Ausbildungszulage. 


XIII. 2. Abgeordnete Wie verfahren die Bundesländer bei der An- 

Frau Freyh rechnung der Ausbildungszulage auf die von 

ihnen gewährten Erziehungsbeihilfen? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Barth 
vom 28. Juli 1966 

Die landesrechtlichen Regelungen über Ausbildungsbeihilfen 
machen die Gewährung der Ausbildungsbeihilfen ebenfalls von 
der Bedürftigkeit des Auszubildenden und seiner Eltern abhän- 
gig. Die Ausbildungszulage wird bei der Förderung von Studen- 
ten an nichtwissenschaftlichen Hochschulen in allen Ländern, 
bei der Förderung von Schülern an allgemeinbildenden und 
berufsbildenden Schulen in den meisten Ländern als Einkommen 
der Eltern berücksichtigt. Einzelheiten der einschlägigen Rege- 
lungen werden in dem in Vorbereitung befindlichen Bericht über 
den Stand der Maßnahmen auf dem Gebiet der Ausbildungs- 
förderung und Bildungsplanung enthalten sein. 


XIII. 3. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für vereinbar 
Dr. Wuermeling mit den Grundsätzen eines sozialen Rechts- 
staates, den Anteil der auch auf die zweite 
Einkommensverteilung angewiesenen Famili- 
en am Volkseinkommen noch mehr zugunsten 
des Anteils der weniger Schutzbedürftigen ab- 
sinken zu lassen, indem jede Anpassung der 
Familienleistungen an die allgemeine Einkom- 
mens- und Preisentwicklung auch jetzt ver- 
weigert wird und weitere Sparmaßnahmen 
oder Mehrausgaben {z. B. für Wissenschaft 
und Straßenbau) unter Schonung der voll an 
der Wohlstandsentwicklung Beteiligten wie- 
derum zu Lasten schutzbedürftiger Kreise vor- 
gesehen werden? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Barth 
vom 11. August 1966 

Die Familienleistungen, insbesondere das Kindergeld, sind 
ebenso wie Leistungen in anderen Bereichen bisher in gewissen 
zeitlichen Abständen verbessert und an die allgemeine wirtschaft- 
liche Entwicklung angepaßt worden. Zuletzt geschah dies mit 
Wirkung vom 1. Januar 1964 durch die Anhebung des Kinder- 
geldes für das dritte und jedes weitere Kind von 40 DM auf 
50 DM für das dritte, 60 DM für das vierte und 70 DM für das 
fünfte und jedes weitere Kind, ferner durch die Beseitigung der 
Einkommensgrenze beim Zweitkindergeld für Familien mit drei 
und mehr Kindern. Dazu trat mit Wirkung vom 1. Januar 1965 
die Ausbildungszulage für Kinder in weiterführenden Schulen 
in Höhe von 40 DM; wegen der sehr angespannten Haushalts- 
lage des Bundes ist diese Leistung durch das Haushaltssicherungs- 
gesetz allerdings für die Jahre 1966 und 1967 auf 30 DM gesenkt 
worden. 
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Die Bundesregierung sieht nach wie vor zu ihren in der 
Regierungserklärung vor dem fünften Deutschen Bundestag gege- 
benen Zusagen, auch in den kommenden Jahren die Familien- 
politik und den Familienlastenausgleich fortzuentwickeln. In 
der Fragestunde der 36. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 21. April 1966 hat der Bundesminister für Familie und Jugend 
im Namen der Bundesregierung erklärt, daß der Familienlasten- 
ausgleich im Rahmen der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
ausgebaut werden wird. Der Ausbau richtet sich in erster Linie 
auf die Beseitigung der teilweise noch bestehenden Einkommens- 
grenze für die Gewährung des Zweitkindergeldes. Ferner wird 
die Möglichkeit einer Erhöhung des Zweitkindergeldes zu prüfen 
sein. Dabei müssen aber auch die finanziellen Auswirkungen 
bedacht werden. Die Beseitigung der Einkommensgrenze und eine 
Erhöhung des Zweitkindergeldes auf 40 DM würde zusätzliche 
Mittel in Höhe von rund 1 Milliarde DM erfordern. Auch die 
Fortentwicklung der materiellen Familienpolitik, die sich aus 
den Grundsätzen des sozialen Rechtsstaates ableitet, findet ihre 
Grenzen an der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Gemein- 
wesens. 

XIII. 4. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung eine 
Westphal sogenannte „Zentralstelle für internationalen 

Jugendaustausch" im Zusammenhang mit ei- 
ner Jugend-Reiseorganisation errichten und 
die finanziellen Mittel für den von vornherein 
auf mindestens zehn Angestellte geplanten 
Organisationsapparat aus dem Abschnitt „In- 
ternationale Jugendarbeit" des Bundesjugend- 
plans entnehmen will? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Heck 
vom 4. August 1966 

Es trifft zu, daß das Bundesministerium für Familie und Jugend 
um eine befriedigende Lösung des Problems bemüht ist, auf 
welche Weise die Aufgaben erfüllt werden können, die sich aus 
der ständig zunehmenden Ausweitung der jugendpolitischen 
Zusammenarbeit mit europäischen und außereuropäischen Län- 
dern unabweisbar ergeben, soweit diese Aufgaben strukturell 
und organisatorisch von freien Trägern der Jugendarbeit nicht 
oder nicht allein bewältigt werden können. Nach sorgfältiger 
Prüfung aller organisatorischen und finanziellen Gesichtspunkte 
erwägt das Bundesministerium für Familie und Jugend, einem 
Vorschlag der Deutschen Gesellschaft für internationalen Jugend- 
austausch zuzustimmen, innerhalb ihrer Organisation auch diese 
Aufgabe zu übernehmen, nachdem sie bereits im Aufträge des 
Bundesministeriums für Familie und Jugend die pädagogisch 
gestalteten „Europäischen Jugendlager" mit Erfolg aufgebaut 
hat und durchführt. Die anteiligen Verwaltungs- und Personal- 
kosten sollen — wie bei anderen freien Trägern — aus Mitteln 
des Bundesjugendplans getragen werden. 

XIII. 5. Abgeordneter Soll die in Frage XIII/4 erwähnte neue, vom 

Westphal Bundesministerium für Familie und Jugend ge- 

steuerte Organisationsstelle bei der Verwal- 
tung, Verteilung, Verwendung oder Abrech- 
nung öffentlicher Förderungsmittel für die 
internationale Jugendarbeit gegenüber den 
freien Trägern der Jugendhilfe eine bestimmte 
Aufgabe übernehmen und wie ist dabei ge- 
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sichert, daß die durch die Jugendpolitik und 
Jugendgesetzgebung des Bundes geschützte 
Unabhängigkeit der freien Organisationen der 
Jugendarbeit erhalten bleibt? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Heck 
vom 4. August 1966 

Die Zentralstelle für internationale Jugendarbeit soll gegen- 
über anderen freien Trägern keine bestimmte Aufgabe überneh- 
men; insbesondere ist sie nicht als mitverantwortliche Zentral- 
stelle geplant. Die Unabhängigkeit der freien Organisationen 
der Jugendarbeit bleibt unangetastet. Die Zentralstelle wird 
sich um gute Zusammenarbeit mit allen freien Trägern der 
Jugendarbeit bemühen. 

XIII. 6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundes- 
Westphal tagsausschuß für Familien- und Jugendfragen 

über ihre Pläne für diese Zentralstelle, sowie 
über die bisherigen Vorberatungen darüber 
mit den freien Trägern der Jugendhilfe zu 
berichten und Entscheidungen in dieser Sache 
bis nach den Beratungen im Ausschuß zurück- 
zustellen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Heck 
vom 4. August 1966 

Das Bundesministerium für Familie und Jugend wird den Aus- 
schuß für Familien- und Jugendfragen des Deutschen Bundes- 
tages über diese Pläne unterrichten, falls dies, entsprechend 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages, vom Plenum 
beschlossen wird. Eine abschließende Entscheidung über die 
organisatorische Eingliederung der Zentralstelle wird vor Ende 
September 1966 nicht erfolgen. 


XIV. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


XIV. 1. Abgeordneter Aus welchen Gründen hält es die Bundesre- 
Riedel gierung angesichts der Haushaltslage für er- 

(Frankfurt) forderlich, weiterhin 13 Projekte im Bereich 

der Atomforschung gleichzeitig zu finanzieren? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Cartellieri 
vom 11. August 1966 

Ich darf annehmen, daß Sie mit den 13 Projekten im Bereich 
der Atomforschung 13 Reaktorprojekte meinen. (Die Zahl der 
im gesamten Bereich der Atomkernenergieforschung und -nut- 
zung geförderten Projekte ist wesentlich größer.) 

Die Bundesregierung fördert z. Z. die Errichtung von acht 
Reaktoren, drei Projektierungen und eine Studie. Sie beteiligt 
sich z. Z. ferner an den Betriebskosten des bereits errichteten 
Mehrzweckforschungsreaktors. 
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Dazu ist im einzelnen zu sagen: 

Gemäß den Zielen des ersten deutschen Reaktorprogramms, 
das drei Entwicklungsstufen vorsieht, fördert die Bunderepublik 
innerhalb der ersten Stufe, dem Nahprogramm, die Errichtung 
von drei Demonstrationskernkraftwerken mit je einer Leistung 
im Bereich von 250 MWe. Mit dieser Förderung sollte die deut- 
sche Reaktorbauindustrie in die Lage versetzt werden, auf dem 
Gebiet der bewährten Baulinie der Leichtwasserreaktoren inter- 
national konkurrenzfähig zu werden. Man kann sagen, daß dieses 
Teilziel jetzt erreicht ist. Ferner gehört zu dieser ersten Stufe 
der Bau des ersten europäischen kernenergiegetriebenen Han- 
delsschiffes, das mit einem Leichtwasserreaktor ausgerüstet wird. 

Das mittelfristige Programm hat die Entwicklung von Proto- 
typen fortschrittlicher Reaktorsysteme zum Ziel. Die Bundesre- 
gierung fördert hier die Errichtung von vier fortgeschrittenen 
Reaktoren und beteiligt sich an den Betriebskosten des für die 
Brennelemententwicklung eingesetzten, bereits erwähnten Mehr- 
zweckforschungsreaktors. 

Im Rahmen des langfristigen Programms fördert die Bundes- 
regierung die Projektierung der Schnellen Brüter und des Tho- 
rium-Hochtemperaturreaktors sowie eine Studie zum Thermi- 
schen Brüter. 

Die gleichzeitige Förderung mehrerer Reaktortypen in allen 
drei Teilprogrammen ist nowendig, weil noch keineswegs hin- 
reichend sicher ist, welche Reaktorsysteme so erfolgreich sein 
werden, daß Deutschland schon jetzt auf die Erforschung und 
Entwicklung der übrigen möglichen Typen verzichten könnte. 


XIV. 2. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


Kennt die Bundesregierung den erheblichen 
Kostenunterschied zwischen dem KNK (kom- 
pakter natriumgekühlter Kernreaktor) und 
dem Wasserdampfkühlungs-Reaktorsystem? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Cartellieri 
vom 11. August 1966 

Ich nehme an, daß Sie den Kostenunterschied zwischen dem 
natriumgekühlten und dem dampfgekühlten Schnellen Brüter 
meinen. 

Nach den bisherigen Studien des Kernforschungszentrums 
Karlsruhe in Zusammenarbeit mit den Firmen AEG, Interatom 
und Siemens betragen die Kosten 

für den Natrium-Prototyp 

für den Reaktor einschließlich der 
ersten Kernladung 

für Planung, Entwurf, Komponen- 
tenentwicklung und sonstige 
Vorarbeiten 

für den Dampf-Prototyp 

für den Reaktor einschließlich der 
ersten Kernladung 335 Mio DM 

für Planung, Entwurf und 

Komponenten 50 Mio DM 385 Mio DM. 


310 Mio DM 

170 Mio DM 480 Mio DM 
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Bei diesen Zahlen handelt es sich um vorläufige Schätzwerte. 
Die Bundesregierung rechnet mit voraussichtlich 30 bis 40% 
höheren Kosten bei jeder Linie. 

Die für die Brutreaktoren angegebenen Kosten werden frü- 
hestens 1969 entstehen, wenn auf Grund der Vorarbeiten die 
Entscheidung über den Bau von Prototypen getroffen wird. 

XIV. 3. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung beide in Fra- 
Riedel ge XIV/2 genannten Entwicklungsreihen für 

(Frankfurt) den Fortschritt der deutschen Atomtechnik zu 

benötigen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Cartellieri 
vom 11. August 1966 

Die Bundesregierung hält es für notwendig, sowohl die Ent- 
wicklung des natriumgekühlten als auch die Entwicklung des 
dampfgekühlten Schnellen Brüters zu fördern. Die intensiven 
Arbeiten des Kernforschungszentrums Karlsruhe haben gezeigt, 
daß es aussichtsreich ist, neben der „Natriumlinie" die „Dampf- 
linie" zu verfolgen. Nach ausführlicher Diskussion in der Deut- 
schen Atomkommission, die sich aus den hervorragendsten Sach- 
verständigen aus Wissenschaft, Technik und Wirtschaft zusam- 
mensetzt, und mit maßgebenden deutschen Industriefirmen wer- 
den nach heutigem Stand des Wissens dem natriumgekühlten 
und dem dampfgekühlten Brüter technisch und wirtschaftlich 
nahezu gleiche Chancen eingeräumt. 

Zusammenfassend darf ich Ihnen versichern, daß die Bundes- 
regierung ihre Entscheidungen auf dem Gebiet der Reaktorent- 
wicklung stets auf Grund eingehender Beratungen mit den maß- 
gebenden Sachverständigen aus Wissenschaft, Technik und Wirt- 
schaft trifft. Sie sieht hierin die beste Gewähr, die bei einer 
wissenschaftlich-technischen Entwicklung großen Stils immer 
gegebene Gefahr von Fehlinvestitionen möglichst zu vermeiden. 
Die Sorge um die Konzentration der Förderungsmaßnahmen und 
um die möglichst wirtschaftliche und sparsame Verwendung der 
Haushaltsmittel steht dabei immer im Mittelpunkt der Über- 
legungen. 


XV. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 


XV. 1. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Meldungen bekannt, 
Dr. Rinderspacher wonach in Nahrungsmitteln (z. B. Butter) Spu- 
ren von Insektiziden festgestellt wurden, die 
aus den Ablagerungen von Schädlingbekämp- 
fungsmitteln in der Ackerkrume herrühren? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Bargatzky 
vom 2. August 1966 

Es ist bekannt, daß Reste von gewissen Schädlingsbekämp- 
fungsmitteln aus der Ackerkrume in gewisse Lebensmittel über- 
gehen können. Dieser Umstand wird in dem Entwurf einer 
Höchstmengenverordnung — Pflanzenschutz — berücksichtigt, 
die zur Zeit dem Bundesrat vorliegt. 
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Ausgedehnte deutsche wissenschaftliche Untersuchungen haben 
bislang keinen Hinweis darauf erbracht, daß solche Reste auch 
in Milch, Milchfett und Butter anzutreffen wären, im Gegensatz 
zu Befunden in den USA und in der Schweiz. 


XV. 2. Abgeordneter Falls Frage XV/ 1 bejaht wird: Sind Untersu- 
Dr. Rinderspacher chungen im Gange oder geplant, um gesund- 
heitsschädigende Wirkungen dieser in der Ak- 
kerkrume abgelagerten Schädlingsbekämp- 
fungsmittel feststellen zu können? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Bargatzky 
vom 2. August 1966 

Untersuchungen zur analytischen Ermittlung und toxikologi- 
schen Bewertung auch solcher Reste von Schädlingsbekämpfungs- 
mitteln, die aus der Ackerkrume in Lebensmittel übergehen kön- 
nen, sind in großem Umfange bereits angestellt worden und auch 
weiterhin vorgesehen. 

In Bayern wurden 839 Milchlieferanten befragt. Dabei wurde 
festgestellt, daß diese bäuerlichen Betriebe Pflanzenschutzmittel 
verwenden, davon 80% Insektizide. Aus den Betrieben wurden 
250 Milchproben zu einem Zeitpunkt untersucht, in dem die 
größte Wahrscheinlichkeit eines positiven Befundes bestand; 
in keiner einzigen Probe konnten Rückstände von Insektiziden 
festgestellt werden. Dagegen haben sich in amerikanischen Un- 
tersuchungen an Rohmilch aus Sammeltanks bei 936 Proben aus 
16 Distrikten in 2,5% der Proben Rückstände in insektiziden 
Chlorkohlenwasserstoffen nachweisen lassen. Nach schweizer 
Untersuchungen enthielten von 25 Proben 3 (— 12%) Rückstände 
von DDT in der Höhe von 0,05 bis 0,1 mg/'kg. 

Die toxikologische Beurteilung möglicher Auswirkungen von 
Restgehalten der fraglichen Stoffe nach Art und Menge auf die 
Gesundheit ist bekannt. Sie wird bei Gehalten, die sich im Rah- 
men der schweizer Befunde halten, nicht als bedrohlich ange- 
sehen. 


XV. 3. Abgeordneter Sind der Bundesregierung ähnliche — wie in 
Dr. Rinderspacher Frage XV/ 2 erwähnte — Untersuchungen in 
anderen Ländern bekannt, und auf welche Er- 
gebnisse könnte sich die deutsche Forschung 
dann stützen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Bargatzky 
vom 2. August 1966 

Umfangreiche einschlägige wissenschaftliche Untersuchungen 
sind bekannt; ihre in der international verbreiteten wissenschaft- 
lichen Fachliteratur veröffentlichten Ergebnisse stehen den mit 
der Pflanzenschutzkommission der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft zusammen arbeitenden Forschungsinstituten und dem Bun- 
desgesundheitsamt zur Verfügung, werden dort laufend ausge- 
wertet und mit den Ergebnissen der eigenen Untersuchungen 
ausgetauscht. Eine Liste wesentlicher wissenschaftlicher Publi- 
kationen auf diesem Gebiete kann auf Wunsch zur Verfügung 
gestellt werden. 


Bonn, den 29. Juli 1966 


43 



